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1. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES 

1.1 Allgemeine Lage und Grenzen des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 23 liegt am westlichen Ortsrand von 

Brockel, südlich der Straße „Pastorenkamp“ und nördlich der Bundesstraße B 71. Das 

Plangebiet umfasst die Flurstücke 284/230, 230/2, 230/3, 230/4, 231/5 und 231/12 der 

Flur 3 der Gemarkung Brockel sowie die Teilflurstücke 231/28 der Flur 3 der Gemar-

kung Brockel und die Teilflurstücke 33 und 98 der Flur 10 der Gemarkung Brockel. Die 

Größe des Plangebietes beträgt ca. 7,1 ha. Die genaue Abgrenzung des Geltungsberei-

ches ergibt sich aus der Planzeichnung. 

 

 
Abb. 1: Lage des Plangebietes (ohne Maßstab) – LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Ver-

messungs- und Katasterverwaltung; © 2022 

 

 

1.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung 

Das Plangebiet wird landwirtschaftlich genutzt. Nördlich angrenzend befinden sich 

Wohngebiete mit einer aufgelockerten Bebauung. Beiderseits der Bundesstraße ist eine 

gemischte Bebauung aus Gewerbe und Wohnen vorhanden. Westlich und östlich gren-

zen landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Südlich grenzt die Bundesstraße 71 (B 71) 

an das Plangebiet an. 
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2. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 

2.1 Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) 

Die Gemeinde Brockel ist dem ländlichen Raum zugeordnet. Gemäß dem Landes-

Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 sollen die ländlichen Regionen als Räu-

me mit eigenem Profil erhalten und so weiterentwickelt werden, dass sie zur Innovati-

onsfähigkeit und internationalen Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirt-

schaft dauerhaft einen wesentlichen Beitrag leisten können. Darüber hinaus sind vor-

rangig solche Maßnahmen durchzuführen, die den Kommunen eine eigenständige Ent-

wicklung ermöglichen und die besonderen Standortvorteile für das Wohnen und die 

Wirtschaft nutzen. Insbesondere sollen kleinen und mittleren Unternehmen ein geeigne-

tes Umfeld geboten, die Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst-

wirtschaft verbessert und die Wettbewerbsfähigkeit gestärkt, die Auswirkungen des 

demografischen Wandels für die Dörfer abgeschwächt, die soziale und kulturelle Infra-

struktur gesichert und weiterentwickelt sowie die Umwelt und die Landschaft erhalten 

und verbessert werden. Raumstrukturelle Maßnahmen sollen dazu beitragen, ge-

schlechtsspezifische Nachteile abzubauen. 

 

 
Abb. 2: Auszug aus dem LROP 2017 (ohne Maßstab) - 

https://www.ml.niedersachsen.de 

Im zeichnerischen Teil des Landes-

Raumordnungsprogramms sind für das 

Plangebiet keine Darstellungen enthalten. 

Südlich angrenzend befindet sich die als 

Vorranggebiet „Hauptverkehrsstraße“ 

dargestellte B 71. 
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Abb. 3: Auszug aus der Verordnung 2022 (ohne Maß-

stab) - https://www.ml.niedersachsen.de 

Die Verordnung über das Landes-Raum-

ordnungsprogramm wurde in Teilen 2022 

geändert. Im zeichnerischen Teil der Ver-

ordnung wurde das Vorranggebiet 

„Hauptverkehrsstraße“ rausgenommen. 

Für das Planänderungsgebiet wird aktuell 

keine zeichnerische Darstellung getroffen. 

 

Die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine weitere Wohnbauent-

wicklung entspricht den Zielen des Landes-Raumordnungsprogramms bzw. steht die-

sem nicht gegenüber.  

 

 

2.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 2020 

ist für die Gemeinde Brockel keine zentralörtliche Funktion festgelegt worden. Brockel 

gehört zu den Orten, in denen sich die Siedlungsentwicklung in der Regel im Rahmen 

der örtlichen Eigenentwicklung vollziehen soll. Zusätzlich ist Brockel als Standort für 

die Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten dargestellt. 

 

 
Abb. 4: Auszug aus dem RROP 2020 (ohne Maßstab) -  

www.lk-row.de 

Für das Plangebiet enthält die zeichneri-

sche Darstellung des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms keine Darstellungen. 

Südlich grenzt die als Vorranggebiet 

„Hauptverkehrsstraße“ ausgewiesene B 71 

an das Plangebiet. Brockel ist als Standort 

mit der „Schwerpunktaufgabe Sicherung 

und Entwicklung von Wohnstätten“ aus-

gewiesen. 

 

 

Durch die Bereitstellung von weiteren Wohnbaugrundstücken wird die Gemeinde Bro-

ckel ihrer Aufgabe gemäß den Zielen des Regionalen Raumordnungsprogramms ge-
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recht. Die beabsichtigten Festsetzungen sind mit den Zielen des Regionalen Raumord-

nungsprogramms vereinbar. 

 

 

2.3 Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz 

Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 

Hochwasserschutz (BRPHV) ist am 1. September 2021 in Kraft getreten und entspre-

chend zu berücksichtigen. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ein-

schließlich der Siedlungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe 

der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahr-

scheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem räumlichen und 

zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Die öffentlich 

verfügbaren Daten stellen sogenannte außergewöhnliche Niederschlagsereignisse mit 

einer Eintrittswahrscheinlichkeit alle 100 Jahre dar, die nachfolgend aufgeführt werden. 

 

 
Abb. 5: Darstellung Fließgeschwindigkeiten und Fließrichtungen (ohne 

Maßstab) – www.geoportal.de 

Im Plangebiet sind im extremen 

Fall überwiegend nur geringe 

Fließgeschwindigkeiten von unter 

0,2 m/s bis 0,5 m/s zu erwarten. 

Lediglich in einem kleinen Be-

reich im Süden des Geltungsberei-

ches können im extremen Fall 

Fließgeschwindigkeiten von über 

1,0 m/s auftreten. 

 

 

 

 
Abb. 6: Darstellung Überflutungstiefen und Fließrichtungen (ohne Maß-

stab) – www.geoportal.de 

Im Plangebiet sind im extremen 

Fall überwiegend nur geringe 

Überflutungstiefen von unter 

10 cm bis 30 cm zu erwarten. 

Lediglich im südöstlichen Be-

reich können im extremen Fall 

Überflutungstiefen von bis zu 

100 cm auftreten. 

 

 

 

Die Fließrichtungen verlaufen überwiegend von Nord nach Süd in Richtung B 71. Die 

Auswirkungen eines extremen Falls können durch geeignete Maßnahmen wie etwa eine 
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gezielte Wasserführung durch Geländeprofilierung und resiliente Konstruktion der bau-

lichen Anlagen mittels Anhebung der Sockelhöhe, Verwendung wasserbeständiger Ma-

terialien oder Anordnung sensibler Technik oberhalb des Überflutungsniveaus deutlich 

gemindert werden. 

 

Das Plangebiet befindet sich weit entfernt von der Küste und Überschwemmungsgebie-

ten sowie vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten und Risikogebieten außer-

halb von Überschwemmungsgebieten. Aufgrund der Lage des Plangebietes sind dahin-

gehend keine Auswirkungen durch oberirdische Gewässer zu erwarten. 

 

 

2.4 Flächennutzungsplanung 

Mit Wirksamwerden der 60. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde 

Bothel am 15.04.2025 stellt der Flächennutzungsplan im Plangebiet Wohnbauflächen 

und gemischte Bauflächen dar. 

Somit stimmen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes mit den Dar-

stellungen des Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs. 2 BauGB überein.  

 
Abb. 7: Auszug aus der 60. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Bothel – www.bothel.de 
 

 

3. ZIELE, ZWECKE UND INHALTE DER PLANUNG 

3.1 Städtebauliche Zielsetzung 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Pastorenkamp“ der Gemeinde 

Brockel soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung angestrebt und die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte langfristige Wohnbauentwicklung 

geschaffen bzw. die Darstellungen des Flächennutzungsplanes konkretisiert werden. 

Hier soll weiteres kommunales Wohnbauland in der Gemeinde Brockel angeboten wer-

den.  
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Die letzte Wohnbauentwicklung fand in Brockel im Bereich „Scheeßeler Straße“, nörd-

lich des Plangebietes statt (Bebauungsplan Nr. 15 aus dem Jahr 2016). Hier sind inzwi-

schen alle Grundstücke bebaut. Einige wenige Baugrundstücke werden am östlichen 

Ortsrand über den Bebauungsplan Nr. 21 „Buchweizenland“ aus dem Jahr 2023 ange-

boten. Die Einwohnerzahl liegt zum 31.12.2025 bei ca. 1.400 Personen.  

 

Die Gemeinde Brockel hat sich bezüglich der Versorgung, der Dienstleistungen und des 

Gewerbes enorm weiterentwickelt. So ist in Brockel ein Verbrauchermarkt vorhanden, 

das Alten- bzw. Pflegeheim wurde erweitert, es entstand hier angrenzend ein „Gesund-

heitszentrum“ und zahlreiche örtliche Gewerbebetriebe haben sich erheblich erweitert. 

Somit hat sich nicht nur die Versorgung in der Gemeinde Brockel verbessert, sondern es 

sind auch viele neue Arbeits- und Ausbildungsplätze in einem strukturschwachen Raum 

geschaffen worden. 

 

Ebenso ist in der Gemeinde Brockel, mit der Grundschule, der integrativen Kindertages-

stätte (Krippe, Kindergarten und Hort mit ganzjähriger Betreuung von 7.30 -17.00 Uhr), 

dem Ärztezentrum, den Sportanlagen (Tennisplätze, Sportplätze, große Sporthalle, 

Schießstände) und dem neuen Verbrauchermarkt eine gute Infrastruktur vorhanden. 

Auch aufgrund dieser guten Infrastrukturausstattung besteht in Brockel eine stetige 

Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken. 

 

Ziel der Gemeinde Brockel ist es, mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbauentwicklung zu schaffen, um ei-

nerseits die vorhandenen Infrastruktureinrichtungen auszulasten und zu erhalten und 

andererseits den Bedarf an Wohnbauland langfristig zu sichern. 

  

Gemäß § 1a Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) soll mit Grund und Boden sparsam 

und schonend umgegangen werden und landwirtschaftlich genutzte Flächen sind nur in 

einem notwendigen Maß in Anspruch zu nehmen. Darüber hinaus soll für bauliche Nut-

zungen bzw. Entwicklungen der Gemeinde die Nachverdichtung bzw. Innenverdichtung 

der Vorrang eingeräumt werden. Eine im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 

Nr. 15 bzw. der dazugehörigen 50. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtge-

meinde Bothel durchgeführte Bestandsanalyse in der Gemeinde Brockel hatte ergeben, 

dass nur wenige freie Grundstücke in Baulücken vorhanden waren, um den Grundsatz 

der Innenverdichtung gemäß § 1a Abs. 2 BauGB anzuwenden. Im Ergebnis dieser Ana-

lyse wurde ein Entwicklungspotenzial im westlichen Bereich von Brockel, nördlich der 

Bundesstraße B 71 ermittelt. Auf der Grundlage dieser Untersuchung entstand das neue 

Wohngebiet „Scheeßeler Straße“, nördlich des Pastorenkampes. Die Flächen südlich 

des Pastorenkamps bis zur Bundesstraße sind ebenfalls geeignet, da hier die landwirt-

schaftliche Nutzung aufgegeben wird und ein Zugriff auf die Flächen seitens der Ge-

meinde gesichert werden konnte. Hier treffen weiterhin die in der Potenzialanalyse ge-

nannten Standortvorteile zu: 

 

„Diese Flächen sind aus städtebaulicher und naturschutzfachlicher Sicht für eine 

Wohnbauentwicklung hervorragend geeignet, da: 

- sie an eine vorhandene Wohnbebauung angrenzen, 
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- keine wertvollen Flächen (Ackerland) aus Sicht von Natur- und Landschaftspflege in  

Anspruch genommen werden, 

- sie in der Nähe zu den Infrastruktureinrichtungen (Schule, Sportanlagen) liegen, 

- Immissionskonflikte nicht zu erwarten sind, 

- eine gute äußere verkehrliche Anbindung besteht und  

- die Flächen zur Verfügung stehen.“ 

 

Andere oder gleichwertige Flächen für die Baulandentwicklung stehen in Brockel nicht 

zur Verfügung. Da die unbebauten Flächen in Brockel planungsrechtlich im Außen-

bereich liegen, ist eine Inanspruchnahme nur über die Änderung des Flächennutzungs-

planes und die Aufstellung eines Bebauungsplanes möglich.  

 

Ziel der Gemeinde ist es, mit der Aufstellung des Bebauungsplanes weiteres kommuna-

les Bauland anzubieten und somit gemäß § 1 Abs. 5 BauGB die verschiedenen Belange 

nach § 1 Abs. 6 BauGB in Einklang zu bringen. Hier wird den Belangen der Wohnbe-

dürfnisse, der Weiterentwicklung des Ortes und den Anforderungen an gesunde Wohn-

verhältnisse Vorrang eingeräumt. 

 

 

3.2 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

3.2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes soll eine Nutzung gefördert werden, die 

sich in Art und Maß der baulichen Nutzung, an der im Plangebiet und der näheren Um-

gebung vorhandenen Struktur und Nutzung orientiert und die Ziele der Gemeinde Bro-

ckel verwirklicht.  

 

Entsprechend der oben ausgeführten städtebaulichen Zielsetzung wird im überwiegen-

den Teil des Plangebietes ein allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.  

 

Im Wohngebiet ist festgesetzt, dass die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-

lässigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-

werbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht 

Bestandteil des Bebauungsplanes sind. Der Ausschluss ist erforderlich, da sie sich in die 

Eigenart der Umgebung aufgrund ihres großen Flächenbedarfes oder zu erwartender 

Störungen (z.B. Tankstellen) nicht einfügen würden oder durch diese Nutzungen erhöh-

te Lärmemissionen (Verkehr, Gewerbelärm) auftreten können und damit eine Beein-

trächtigung der geplanten Wohnnutzung im Ortskern bestehen würde. 

 

Die Maße der baulichen Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes 1 (WA 1) orientieren 

sich an den anliegenden Wohngebieten mit einer Grundflächenzahl von 0,4 und einem 

Vollgeschoss als Höchstgrenze. Weiterhin sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig, 

um das durch eine aufgelockerte Bebauung geprägte umgebende Ortsbild zu berück-

sichtigen bzw. fortzusetzen.  
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Das Plangebiet befindet sich in einem Bereich von Brockel, der durch eine aufge-

lockerte Bebauung mit überwiegend Ein- und Zweifamilienhäusern geprägt wird. Eine 

zu massive Bebauung in diesem Bereich (auch bei einer festgesetzten offenen Bauweise 

mit einem Vollgeschoss) könnte daher die vorhandene Struktur und das Orts- und Land-

schaftsbild beeinträchtigen. Aufgrund dieser besonderen städtebaulichen Situation wird 

im WA 1 die höchstzulässige Zahl der Wohnungen auf zwei je Einzelhaus bzw. eine 

Wohnung je Doppelhaushälfte begrenzt.  

 

Neben dem Bedarf an klassischen Einfamilien- und Doppelhäusern besteht in der Ge-

meinde eine wachsende Nachfrage nach kleineren und bezahlbaren Wohneinheiten. 

Insbesondere junge Erwachsene, Auszubildende, Berufseinsteiger, alleinstehende Per-

sonen sowie ältere Menschen, die aus größeren Wohnverhältnissen in altersgerechte 

Wohnungen wechseln möchten, sind auf ein entsprechendes Angebot angewiesen. Um 

dieser Nachfrage gerecht zu werden und eine sozial ausgewogene Durchmischung des 

Wohngebietes zu fördern, wird in einem Teilbereich (WA 2) eine zweigeschossige und 

offene Bauweise ohne Begrenzung der Wohnungsanzahl je Gebäude festgesetzt. Damit 

wird die Möglichkeit geschaffen, Mehrfamilienhäuser zu errichten, die einen wesentli-

chen Beitrag zur Deckung des lokalen Wohnraumbedarfs in unterschiedlichen Preis-

segmenten leisten können. Es werden dementsprechend nur Einzelhäuser in offener 

Bauweise festgesetzt. Darüber hinaus soll im Plangebiet auch die Errichtung von Tiny 

Houses ermöglicht werden. Diese Wohnform richtet sich an dieselben Zielgruppen und 

bietet darüber hinaus weitere Vorteile für die Gemeinde: Tiny Houses zeichnen sich 

durch einen geringen Flächenverbrauch aus und ermöglichen es, auf begrenztem Raum 

zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. Durch ihre kompakte Bauweise und den reduzier-

ten Materialeinsatz leisten sie einen Beitrag zu einer ressourcenschonenden und nach-

haltigen Siedlungsentwicklung. Zudem stellen Tiny Houses eine kostengünstige Wohn-

alternative dar und tragen so zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum bei. Die 

Wohnform eignet sich außerdem zur sinnvollen Nachverdichtung innerörtlicher Flächen 

und kann auf kleineren Grundstücken realisiert werden. Die Gemeinde trägt damit ei-

nem gesellschaftlichen Wandel hin zu flexibleren und vielfältigeren Wohnformen 

Rechnung und erweitert das Wohnangebot um eine zeitgemäße Komponente. 

 

Im südlichen Teil des Plangebietes sind Mischgebiete gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. 

Hier sind die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO allgemein zulässigen Vergnügungsstät-

ten sowie die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstät-

ten nicht zulässig. Spielhallen und Vergnügungsstätten fügen sich städtebaulich nicht in 

die dörflich geprägte Ortslage ein und sollen eher im Gebiet eines Grundzentrums räum-

lich gesteuert werden. Ein wesentliches Ziel der Gemeinde Brockel ist es, die Nut-

zungsvielfalt des Gebietes zu sichern und es insbesondere für nicht störende Betriebe 

und die vorgesehene Wohnnutzung interessant zu halten. Ebenso soll durch diese Fest-

setzung die benachbarte Wohnbebauung nicht beeinträchtigt werden. Vergnügungsstät-

ten können dieser Zielsetzung entgegenwirken, weil sie eine Niveauabsenkung zur Fol-

ge haben können, die zu Strukturveränderungen führen kann. Um einer derartigen Ent-

wicklung entgegenzusteuern, soll ihre Errichtung in dem Mischgebiet ausgeschlossen 

werden.  
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Als Maß der baulichen Nutzung werden im Mischgebiet eine Grundflächenzahl von 0,6, 

eine offene Bauweise und eine maximale Höhenbegrenzung baulicher Anlagen auf eine 

Oberkante (OK) von 12,00 m Höhe festgesetzt. Mit der Festsetzung der maximalen Ge-

bäudehöhe soll das städtebauliche Ziel einer homogenen Bebauung ohne eine zu massi-

ve Ausnutzung der Baugrundstücke und damit rahmensprengender Bebauung erreicht 

werden. Die geplanten Höhenfestsetzungen erlauben eine Bebauung, die sich harmo-

nisch in die vorhandene Baustruktur einfügt. Die Ausnahme für turmartige Aufbauten 

(z. B. Schornsteine), technische Anlagen mit einer Grundfläche bis zu 10 m² sowie un-

tergeordnete Bauteile trägt dem Umstand Rechnung, dass diese Elemente für den Be-

trieb und die Funktionsfähigkeit der baulichen Anlagen erforderlich sind, jedoch auf-

grund ihrer geringen Kubatur und ihrer untergeordneten Erscheinung das Ortsbild nicht 

wesentlich beeinträchtigen. Eine Anrechnung dieser Bauteile auf die zulässige Gebäu-

dehöhe ist städtebaulich nicht erforderlich und würde die Realisierbarkeit von Bauvor-

haben ohne sachliche Rechtfertigung erschweren. Bezugspunkt für die festgesetzten 

Höhen ist gem. § 18 Abs. 1 BauNVO die Oberkante der an das Grundstück angrenzen-

den öffentlichen Straßenverkehrsfläche, jeweils gemessen in der Mitte der Straßenfront 

des Grundstücks. Im Mischgebiet wird eine Mindestgrundstücksgröße gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 3 BauGB von 1.500 m² festgesetzt, um eine zu hohe Verdichtung im Plangebiet zu 

vermeiden.  

 

 

3.2.2 Anpflanzung von Einzelbäumen 

Zur Durchgrünung des Plangebietes sind die Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 und 

WA 2) sowie das Mischgebiet durch Bäume zu gliedern. Pro Baugrundstück sind ein 

standortgerechter, gebietstypischer Laubbaum oder alternativ zwei Hochstamm-Obst-

bäume, aus anzutreffenden Lokalsorten anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Die zu verwendende Pflanzqualität ist bei den Laubbäumen Hochstamm, 3 x verpflanzt 

mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm. Die Obstbäume sind in der Pflanzquali-

tät Hochstamm mit einem Stammumfang von mind. 10 - 12 cm zu verwenden.  

Die Bäume sind von den Grundstückseigentümern in der ersten Pflanzperiode (Novem-

ber bis April) nach Fertigstellung der Wohngebäude zu pflanzen. Die Anpflanzungen 

sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang durch eine Neuanpflanzung zu ersetzen. 

 

 

3.2.3 Erhalt von Einzelbäumen 

Die in der Planzeichnung zu erhalten festgesetzten Einzelbäume (symbolische Darstel-

lung) sind dauerhaft zu erhalten. Abgängiger Baumbestand ist durch eine Neuanpflan-

zung eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes zu ersetzen. Dabei ist die 

Pflanzqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 

cm zu verwenden. 

Bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schüt-

zen. 
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3.2.4 Fläche für Versorgungsanlagen 

Innerhalb der Versorgungsfläche befindet sich ein Schmutzwasserpumpwerk zur Ent-

sorgung des Schmutzwassers des anliegenden Baugebietes. Ergänzend wird innerhalb 

der Fläche für Versorgungsanlagen ein Gewässerrandstreifen festgesetzt. Die Festset-

zung dient der Sicherung und ökologischen Aufwertung des Uferbereichs am angren-

zenden „Großen Moorgraben". Der Streifen wird entsprechend der bereits im B-Plan 

Nr. 15 „Am Scheeßeler Weg" festgesetzten Regelung fortgeführt, um eine durchgängige 

und einheitliche Gestaltung des Gewässerrandstreifens entlang des Grabens zu gewähr-

leisten. 

 

 

3.2.5 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen so festgesetzt, dass den 

zukünftigen Bauherrschaften ein ausreichender Spielraum für die Stellung und Ausrich-

tung der Gebäude auf den Grundstücken verbleibt. Durch die großzügige Dimensionie-

rung der Baufenster wird eine flexible Anordnung der Baukörper ermöglicht, die so-

wohl unterschiedliche Gebäudetypen als auch individuelle Grundrisslösungen zulässt. 

Gleichzeitig gewährleisten die festgesetzten Baugrenzen die Einhaltung angemessener 

Abstände zu den Erschließungsstraßen und den benachbarten Grundstücken und sichern 

so ein geordnetes städtebauliches Erscheinungsbild. Weiterhin ist entlang der B 71 die 

Bauverbotszone gemäß NStrG einzuhalten, so dass hier die Baugrenze in einem Ab-

stand von 20 m vom befestigten Fahrbahnrand verläuft. 

 

 

3.2.6 Nebenanlagen und Garagen 

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO, Garagen gemäß § 12 BauNVO sowie 

überdachte und überbaute Stellplätze sind entlang der öffentlichen Verkehrsflächen nur 

innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung verfolgt 

das städtebauliche Ziel, die vorderen Grundstücksbereiche von Bebauung freizuhalten, 

um den Straßenraum nicht durch unmittelbar angrenzende Baukörper optisch einzuen-

gen und eine Begrünung der straßenseitigen Grundstücksgrenzen zu ermöglichen. Auf 

diese Weise wird ein durchgrüntes und aufgelockertes Erscheinungsbild des Baugebie-

tes gesichert und eine Beeinträchtigung des Ortsbildes vermieden. Außerhalb der über-

baubaren Grundstücksfläche sind ausdrücklich nur offene, nicht überdachte und nicht 

überbaute Stellplätze zulässig. Damit wird eine eindeutige Regelung im Bebauungsplan 

getroffen, die das städtebauliche Ziel der aufgelockerten Bebauung durch Freihaltung 

und Begrünung der straßennahen Bereiche sichert und baurechtswidrige Zustände ver-

hindert. Die Festsetzung schafft daher eine klare und verbindliche Grundlage, die so-

wohl für die Bauherrschaften als auch für die Baugenehmigungsbehörde Rechtssicher-

heit gewährleistet. 
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3.3 Immissionsschutz 

Schall 

Für das Plangebiet liegt eine schalltechnische Untersuchung des Ingenieurbüros Tetens 

vor (INGENIEURBÜRO TETENS 2026). Mit der Festsetzung eines Wohngebietes und 

in einem Bereich des Mischgebietes ergeben sich durch die Erschließung und die An-

bindung an die Bundesstraße keine Beeinträchtigungen auf die umliegenden Nutzungen. 

Mit der Festsetzung eines Mischgebietes im Bereich der Bundesstraße werden zudem 

anliegende Gewerbetreibende berücksichtigt und es erfolgt ein Übergang mit Gewerbe 

und Wohnen zum Wohngebiet. Beeinträchtigungen sowohl für die Gewerbetreibenden 

als auch für die zukünftigen Nutzungen im Plangebiet lassen sich dadurch nicht ablei-

ten. Im Hinblick auf die südlich liegende Bundesstraße wirken jedoch von Süden Ver-

kehrslärmimmissionen durch die angrenzende Bundesstraße B 71 ein. Diese kommt zu 

dem Ergebnis, dass es durch den Straßenverkehrslärm im MI teilweise zu Überschrei-

tungen der Orientierungswerte der DIN 18005 (60 dB(A) tagsüber und 50 dB(A) 

nachts) kommt. Die Grenzwerte der 16. BImSchV (64 dB(A) tagsüber und 54 dB(A) 

nachts) werden innerhalb der Baugrenzen des Mischgebiets tagsüber eingehalten, nachts 

jedoch im straßennahen Bereich bis zu einem Abstand von ca. 17 m zur südlichen Plan-

gebietsgrenze überschritten. In den Allgemeinen Wohngebieten werden die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 (55 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts) insbesondere 

nachts in straßennahen Teilbereichen überschritten, die Grenzwerte der 16. BImSchV 

jedoch eingehalten.  

Aufgrund der größeren Entfernung zur B 71 nehmen die Verkehrslärmimmissionen 

nach Norden hin ab. Aktive Schallschutzmaßnahmen wie Lärmschutzwände kommen 

aus städtebaulichen Gründen nicht in Betracht. Derartige Bauwerke würden aufgrund 

ihrer Dimensionierung und massiven Erscheinung das angestrebte offene und durchläs-

sige Siedlungsbild erheblich beeinträchtigen und eine unerwünschte Barrierewirkung 

zwischen der B 71 und dem Plangebiet erzeugen. Im Mischgebiet, das bewusst als 

Übergangszone zur Bundesstraße konzipiert ist, soll gerade die Bebauung selbst eine 

natürliche Abschirmwirkung für die dahinterliegenden Wohngebiete entfalten. 

Als passive Schallschutzmaßnahme werden daher auf Grundlage des Schallgutachtens 

Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 festgesetzt. Die Außenbauteile schutzbedürftiger 

Räume, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen, müssen je nach Lärmpe-

gelbereich die Anforderungen an die Luftschalldämmung gemäß Abschnitt 7 der DIN 

4109 Teil 1 (Ausgabe Januar 2018) einhalten. Mindestens ist für die Fassaden im ge-

samten Plangebiet ein Bau-Schalldämmmaß von 30 dB einzuhalten. 

Für Schlaf- und Kinderzimmer im Mischgebiet ist der Einbau von schallgedämmten 

Lüftungsöffnungen oder eine Belüftung mittels raumlufttechnischer Anlage vorzusehen, 

da in diesem Bereich nachts Außenpegel von über 50 dB(A) zu erwarten sind und bei 

geöffnetem Fenster kein ausreichender Schallschutz gewährleistet werden kann. Auf 

diese Anforderung kann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens verzichtet wer-

den, wenn nachgewiesen wird, dass durch Gebäudeabschirmungen oder ähnliche Effek-

te für einzelne Räume nachhaltig ein Lärmpegel von ≤ 50 dB(A) vorliegt. Auch von den 

übrigen Schallschutzanforderungen kann abgewichen werden, sofern im Einzelfall ge-

ringere Lärmpegel nachgewiesen werden. 
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Festsetzungen zur Anordnung von Außenwohnbereichen werden als entbehrlich ange-

sehen, da der Grenzwert der 16. BImSchV für Mischgebiete von 64 dB(A) innerhalb der 

Baugrenzen nicht überschritten wird.  

Geruch 

Im nördlichen Umfeld liegen weitere Wohngebiete an. Nach Westen vollziehen sich 

landwirtschaftliche Flächen. Ebenso nach Süden. Die landwirtschaftlichen Nutzungen 

(Acker, Wiesen und Weiden) mit ihren Bewirtschaftungsweisen sind ortsüblich und 

deren Emissionen zu tolerieren. Ebenso ein gewisses Maß an Immissionen der landwirt-

schaftlichen Betriebe, die kulturhistorisch in den Dörfern im ländlichen Raum ansässig 

waren und zum Teil noch sind. Nach Süden und Osten liegen im Verlauf der Bundes-

straße dorfgebietstypische Nutzungen aus Wohnen, Gewerbe und Landwirtschaft. Im 

Süden besteht ein landwirtschaftlicher Betrieb. Für den Betrieb liegt bereits eine Bau-

genehmigung einschließlich Gutachten für eine Betriebserweiterung vor, die von der 

Gemeinde mit dem Landwirt eingesehen werden konnte. Die Orientierungswerte kön-

nen in allen Bereichen des Geltungsbereiches eingehalten werden. Zudem befinden sich 

in näherer Umgebung weitere Wohngebäude, die im Vergleich zwar einen etwas gerin-

geren Schutzanspruch haben, jedoch auch im Hinblick auf Erweiterungsabsichten des 

Betriebs bereits derzeit schon berücksichtigt werden müssen. Dahingehend können die 

Emissionen keine unzuträglichen Emissionen auf das Plangebiet verursachen.  

 

 

3.4 Verkehr 

Ein kleiner Teilbereich des Wohngebietes im Norden wird über die vorhandene Er-

schließungsstraße Pastorenkamp und das nördlich angrenzende Wohngebiet erschlos-

sen. Die Anbindung an den Pastorenkamp wird dabei ausschließlich als Fuß- und Rad-

weg ausgebaut, so dass eine Durchfahrung des Plangebietes ausgeschlossen ist und grö-

ßere Fahrverkehre durch die bestehenden Wohngebiete vermieden werden. Das Plange-

biet erhält hierdurch eine fußläufige Verbindung zu den nördlich angrenzenden Wohn-

gebieten.  

 

Für die Erschließung des südlichen Teils des Plangebietes wurden im Rahmen einer 

verkehrstechnischen Untersuchung durch die Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, 

insgesamt sechs Erschließungsvarianten geprüft (INGENIEURGEMEINSCHAFT DR.-

ING. SCHUBERT 2025). Als Vorzugsvariante wurde die Variante 3 identifiziert. Hier 

erfolgt eine Anbindung an die B 71 innerhalb der nordwestlich angrenzenden Orts-

durchfahrt. Diese Variante weist im Hinblick auf Realisierbarkeit und Wirtschaftlichkeit 

die meisten Vorteile auf. Da der Anschlussknoten innerhalb der festgesetzten Orts-

durchfahrt liegt, kann auf den Ausbau eines Linksabbiegestreifens verzichtet werden, 

was die Erschließungskosten gegenüber einer außerörtlichen Anbindung erheblich redu-

ziert. Die übrigen Varianten wurden aufgrund unzumutbarer Mehrbelastung bestehender 

Wohngebiete (Variante 1), hoher Ausbaukosten und fehlender behördlicher Zustim-

mung im Außerortsbereich (Variante 2), mangelnder Wirtschaftlichkeit und fehlender 

Flächenverfügbarkeit (Varianten 4, 5) sowie der erforderlichen Querung des Großen 

Moorgrabens (Variante 6) verworfen. Die Leistungsfähigkeitsberechnungen nach HBS 
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2015 weisen für den Anschlussknoten sowohl in der Morgen- als auch in der Nachmit-

tagsspitze einen sehr guten Verkehrsablauf der Qualitätsstufe „A" nach. Das Plangebiet 

kann somit in der nordwestlich angrenzenden Ortslage verträglich und wirtschaftlich an 

die B 71 angebunden werden. Die ausreichende Anfahrsicht am Anschlussknoten ist 

gegeben, da die Sichtdreiecke ausschließlich im öffentlichen Straßenraum liegen und 

keine Sichtbehinderungen vorhanden sind und diese von jeglicher Sichtbehinderung 

freizuhalten sind. 

 

Die innere verkehrliche Erschließung erfolgt über neu anzulegende Straßen mit Anbin-

dung an die Bundesstraße. Sowohl für die innere Erschließung als auch für die Anbin-

dung an die Bundesstraße wurde ein Planungsbüro beauftragt. Die Vorplanungen sind 

wie das Verkehrsgutachten einsehbar. Wesentliche Ausbaumaßnahmen im Straßenraum 

der Bundesstraße sind gemäß Gutachten und Vorabstimmungen von Erschließungspla-

ner und NLStbV nicht erforderlich. Die Vorplanung sieht lediglich eine neue Anbin-

dung an den Straßenkörper vor, um ein sichereres Ein- und Ausfahren zum neuen Bau-

gebiet zu gewährleisten.  

 

Mit der gewählten Erschließung kann zudem eine weitere Entwicklung von Wohnbau-

grundstücken gesichert werden. Sollte die Nachfrage auch in den kommenden Jahrzehn-

ten bestehen und sich das Gebiet nach Westen oder Osten weiterentwickeln, kann dies 

über vorsorglich festgesetzte Verkehrsflächen realisiert werden. 

 

Brockel ist derzeit mit vier Buslinien an den ÖPNV angebunden. Die Linie 888 wird 

mit sog. Anruf-Sammel-Taxis (ASTROW) bedient. Die dem Plangebiet nächstgelegene 

Haltestelle liegt östlich an der B 71 und ist vom Plangebiet auf kurzem Wege erreich-

bar. 

 

 

3.5 Hinweise 

3.5.1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

Für den Bebauungsplan Nr. 23 „Pastorenkamp" gilt die Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 

3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

geändert worden ist. Der Hinweis dient der Klarstellung, welche Fassung der BauNVO 

den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugrunde liegt. Dies ist insbesondere für die 

Auslegung der Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung von Bedeu-

tung, da sich die Regelungsinhalte der BauNVO im Laufe der Zeit geändert haben und 

die jeweils maßgebliche Fassung für die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorhaben 

heranzuziehen ist. 

 

 

3.5.2 Sichtdreiecke 

Die Flächen innerhalb der dargestellten Sichtdreiecke gem. Kap. 6.6.3 RAL sind von 

jeglicher Sichtbehinderung ab einer Höhe von 0,80 m über der Fahrbahnoberkante frei-
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zuhalten. Der Hinweis dient der Gewährleistung der Verkehrssicherheit an der Erschlie-

ßung des Plangebiets von der B 71. Durch die Freihaltung der Sichtdreiecke wird si-

chergestellt, dass Verkehrsteilnehmende eine ausreichende Sicht auf den fließenden 

Verkehr haben und Gefahrensituationen frühzeitig erkannt werden können.  

 

 

3.6 Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung 

Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §§ 56, 80 und 84 NBauO werden für das Plangebiet 

örtliche Bauvorschriften erlassen. Diese sollen im Zusammenhang mit den Festsetzun-

gen gem. § 9 BauGB das bestehende Ortsbild bewahren, bei Um- und Neubauten zu 

einer Einfügung des Neuen in das Bestehende beitragen und dazu beitragen, dass sich 

das neue Baugebiet in die vorhandene Ortsstruktur einfügt. 

 

• Dächer 

Die Festsetzung einer Mindestdachneigung von 30 Grad in den allgemeinen Wohnge-

bieten (WA 1 & 2) und im Mischgebiet (MI) dient der Sicherung eines einheitlichen 

und ortstypischen Erscheinungsbildes. Geneigte Dächer sind prägend für die ländliche 

Siedlungsstruktur der Gemeinde Brockel und tragen wesentlich zur harmonischen Ein-

bindung der Neubebauung in das vorhandene Ortsbild bei. Die Mindestneigung gewähr-

leistet zudem eine angemessene Gestaltqualität und verhindert eine gestalterisch unver-

trägliche Mischung aus Flach- und Steildächern im Plangebiet. Die Ausnahme für Ne-

benanlagen, Garagen, Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Dachaufbauten, Photo-

voltaikanlagen und untergeordnete Gebäudeteile ist sachgerecht, da diese Bauteile dem 

Hauptgebäude untergeordnet sind und das Gesamterscheinungsbild nicht maßgeblich 

prägen. Gleichzeitig wird so die Nutzung von Solarenergie nicht unnötig eingeschränkt. 

 

Die Beschränkung der Dacheindeckung auf einfarbige Dächer in den Farbtönen Rot, 

Braun und Anthrazit dient der gestalterischen Einheitlichkeit des Baugebietes und ori-

entiert sich an den in der Ortschaft traditionell vorherrschenden Dachfarben. Durch die 

Festlegung konkreter RAL-Farbtöne wird ein klar definierter Gestaltungsrahmen ge-

schaffen, der gleichzeitig eine ausreichende Auswahl für die Bauherrschaften bietet. Die 

Zulässigkeit von begrünten Dächern trägt den Zielen einer nachhaltigen Siedlungsent-

wicklung Rechnung und fördert die Regenwasserretention, die Verbesserung des 

Mikroklimas sowie die ökologische Aufwertung des Plangebietes. Die Ausnahme für 

Wintergärten, Terrassenüberdachungen, Solaranlagen, Nebenanlagen und Garagen ist 

gerechtfertigt, da diese Bauteile in der Regel nicht als Teil der Dachlandschaft wahrge-

nommen werden und eine Farbvorgabe deren Funktion unverhältnismäßig einschränken 

würde. 

 

• Sockel- und Traufhöhen der Gebäude 

Die Begrenzung der Oberkante des Erdgeschossfußbodens auf maximal 50 cm über der 

endgültigen Fahrbahnoberkante der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche verhin-

dert eine unverhältnismäßige Sockelwirkung der Gebäude und stellt sicher, dass sich die 

Neubebauung maßstäblich in das Straßenbild einfügt. Die Festsetzung vermeidet eine 
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übermäßige Aufständerung der Gebäude, die insbesondere im ländlichen Raum als orts-

untypisch und störend wahrgenommen würde. Gleichzeitig verbleibt mit 50 cm ein aus-

reichender Spielraum, um einen angemessenen Schutz des Erdgeschosses vor Feuchtig-

keit und Oberflächenwasser zu gewährleisten. Der gewählte Bezugspunkt stellt eine 

eindeutige und nachvollziehbare Bemessungsgrundlage dar. 

 

Die Begrenzung der Traufhöhe auf 4,00 m im WA 1 und 6,50 m im WA 2 und MI dient 

der Staffelung der Gebäudehöhen entsprechend der städtebaulichen Konzeption des 

Plangebietes. Im WA 1 wird durch die niedrigere Traufhöhe eine kleinteilige, dem dörf-

lichen Charakter entsprechende Bebauung gesichert, die eine auf ein Vollgeschoss be-

schränkte Bauweise mit Steildach ermöglicht. Die höhere Traufhöhe im WA 2 und MI 

ermöglicht dagegen eine höhergeschossige Bebauung, die den dort vorgesehenen Nut-

zungen angemessen Rechnung trägt. Die Ausnahme für untergeordnete Bauteile und 

Krüppelwalme ist gestalterisch gerechtfertigt, da diese Elemente den Gesamteindruck 

der Dachlandschaft bereichern und nicht als Überschreitung der Traufhöhe wahrge-

nommen werden. 

 

• Einfriedungen 

Die Bauvorschrift, dass Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen nur als 

Laubschnitthecken aus einheimischen Gehölzen, Feldsteinmauern, Staketenzäune oder 

Stabmattenzäune zulässig sind, dient der Sicherung eines durchgrünten, offenen und 

ortstypischen Straßenbildes. Laubschnitthecken aus einheimischen Gehölzen und Feld-

steinmauern greifen traditionelle Gestaltungselemente des ländlichen Raumes auf und 

leisten gleichzeitig einen Beitrag zur ökologischen Aufwertung des Siedlungsrandes. 

Staketenzäune und Stabmattenzäune fügen sich durch ihre zurückhaltende und transpa-

rente Erscheinung verträglich in das Straßenbild ein. Die Höhenbegrenzung von 120 cm 

für Zäune und Mauern verhindert eine abschottende Wirkung zum öffentlichen Straßen-

raum und gewährleistet ausreichende Sichtbeziehungen. Insbesondere im Hinblick auf 

die Verkehrssicherheit an Grundstückszufahrten ist die Höhe vertretbar. Der Ausschluss 

von Sichtschutzelementen bei Stabmattenzäunen unterstützt dieses Ziel und verhindert 

geschlossene, abweisende Einfriedungen, die das angestrebte offene Siedlungsbild be-

einträchtigen würden. 

 

• Behandlung von Niederschlagswasser 

Die Festsetzung zur Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den 

Grundstücken dient der Minimierung der Flächenversiegelung und der Entlastung der 

öffentlichen Entwässerungsinfrastruktur. Durch die dezentrale Versickerung wird der 

natürliche Wasserkreislauf weitestgehend aufrechterhalten und die Grundwasserneubil-

dung gefördert. Die Verpflichtung zur Errichtung einer Zisterne mit mindestens 2 m³ 

Fassungsvermögen stellt sicher, dass Niederschlagswasser zurückgehalten und einer 

sinnvollen Nutzung, wie beispielsweise der Gartenbewässerung zugeführt wird. Diese 

Maßnahme trägt zur Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs bei und wirkt gleichzeitig 

als Puffer bei Starkregenereignissen, indem Abflussspitzen gedämpft und Überflutungs-

risiken gemindert werden. Die Bauvorschrift entspricht den Grundsätzen einer nachhal-

tigen und wassersensiblen Siedlungsentwicklung. 
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• Ordnungswidrigkeiten 

Die Aufnahme eines Ordnungswidrigkeitentatbestandes in die örtlichen Bauvorschriften 

gemäß § 80 Abs. 3 NBauO ist erforderlich, um die Durchsetzbarkeit und Verbindlich-

keit der gestalterischen Festsetzungen zu gewährleisten. Ohne eine entsprechende Sank-

tionsmöglichkeit bestünde die Gefahr, dass die Vorgaben zu Dachgestaltung, Dachfar-

ben, Trauf- und Sockelhöhen, Einfriedungen sowie dem Umgang mit Niederschlags-

wasser nicht eingehalten werden und das angestrebte städtebauliche Erscheinungsbild 

des Plangebietes nachhaltig beeinträchtigt wird. Der Bußgeldrahmen von bis zu 500.000 

Euro gemäß § 80 Abs. 5 NBauO schafft eine hinreichende Abschreckungswirkung und 

stellt sicher, dass die Bestimmungen der örtlichen Bauvorschriften beachtet werden soll-

ten. 

 

 

4. VER- UND ENTSORGUNG 

• Wasserversorgung 

Die Wasser- und Löschwasserversorgung erfolgt durch den Wasserversorgungsverband 

Rotenburg-Land. 

 

• Abwasserbeseitigung 

Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt durch einen Anschluss an die zentrale Schmutz-

wasserkanalisation der Samtgemeinde Bothel. Das Schmutzwasser soll nach Süden über 

die bestehenden Leitungen entlang der Bundesstraße abgeführt werden. 

 

Das Oberflächenwasser der Grundstücksflächen und öffentlichen Flächen ist grundsätz-

lich zu versickern (GEOSERVICE SCHAFFERT 2026). Im Straßenraum sind entspre-

chende Mulden geplant, die das auftretende Niederschlagswasser versickern können. 

Aufgrund der Bodenverhältnisse und eines Gesprächs zwischen dem Erschließungspla-

ner, der Gemeinde Brockel und der unteren Wasserbehörde des Landkreises Rotenburgs 

möchte die Gemeinde einen Notablauf bemessen auf 3 l/(s*ha) berücksichtigen. Ggfs. 

notwendige Anträge sind zu gegebener Zeit im Rahmen der Erschließungsplanung ein-

zuholen. 

 

Zudem werden Maßnahmen zur Rückhaltung des Regenwassers (wie z.B. Bau einer 

Zisterne) festgelegt, welches für die Gartenbewässerung verwendet werden soll.  

 

• Stromversorgung 

Die Stromversorgung erfolgt derzeit durch die EWE Netz GmbH.  

 

• Wärmeversorgung 

Innerhalb des Plangebietes erfolgt die Wärmeversorgung durch die eigenständige Ver-

sorgung durch Nah- oder Fernwärme aus erneuerbaren Energien oder durch Wärme-

pumpen. Der Einsatz von fossilen Brennstoffen (Brennstoffe für die Wärme- und 
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Warmwasserversorgung) soll zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ver-

mieden werden. Um die zukünftigen Grundstückseigentümer und Grundstückseigentü-

merinnen in der Flexibilität bei der zukünftigen Nutzung des Plangebiets nicht unnötig 

einzuschränken, wird darauf verzichtet, weitere Regelungen zu bestimmten baulichen 

und technischen Maßnahmen für erneuerbare Energien zu treffen. 

 

• Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Rotenburg (Wümme). 

 

 

5. BODENORDNUNG 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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6. UMWELTBERICHT GEMÄẞ § 2 A BAUGB 

Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j 

und § 1 a BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-

kungen ermittelt und bewertet werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Um-

weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-

schutzes darzulegen. 

 

 

6.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Pastorenkamp“ soll eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Grundlagen für eine 

bedarfsgerechte langfristige Wohngebiets- und entlang der Bundesstraße Mischgebiets-

entwicklung geschaffen werden.  

 

Bezüglich weiterer Ausführungen wird auf Punkt 3.1 „Städtebauliche Zielsetzung“ der 

Begründung verwiesen. 

 

 

6.2 Rechtliche Rahmenbedingungen sowie umweltschutz- und planungs-

relevante Fachgesetze und Fachpläne 

Für die Erarbeitung des Umweltberichts sind, auf das Vorhaben bezogen, neben den 

Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fachpläne 

relevant: 

▪ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 

▪ Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG), 

▪ Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG),  

▪ Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm), 

▪ Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 

(2015).  

 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Naturschutzgesetz 

(NNatSchG) 

Das Bundesnaturschutzgesetz definiert Eingriffe als „Veränderungen der Gestalt oder 

Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in 

Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können“ (§ 14 

Abs. 1 BNatSchG). 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung (§ 14 ff. BNatSchG) ist im Bauleitplanver-

fahren nach den Vorschriften des BauGB (§ 1 a BauGB) umzusetzen. Über die in § 1 

BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

hinaus ist das 5. Kapitel des Bundesnaturschutzgesetzes von Bedeutung. In diesem Ab-

schnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten geregelt. 
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Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes:  
▪ den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften vor Be-

einträchtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen Lebensbedingun-

gen,  

▪ den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie  

▪ die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in geeigneten 

Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes.  

 

Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere Re-

gelungen. Der Schutz umfasst die wild lebenden Tiere und Pflanzen im o. g. Sinne so-

wie auch die europäischen Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten.  

 

Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in 

den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner 

Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte 

andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne 

vernünftigen Grund Lebensstätten wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören 

oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhi-

gen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten. 

 

Das NNatSchG enthält einige Niedersachsen bezogene Abweichungen und Ergänzun-

gen zum BNatSchG. 

 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)  

Zweck des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 

Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen und, soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen 

handelt, auch vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die 

auf andere Weise herbeigeführt werden, zu schützen und dem Entstehen schädlicher 

Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 

Die TA Lärm ist eine allgemeine Verwaltungsvorschrift, die dem Schutz der Allge-

meinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

dient. Bedeutung hat die TA Lärm für Genehmigungsverfahren von Gewerbe- und In-

dustrieanlagen sowie zur nachträglichen Anordnung bei bereits bestehenden genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen. Sie ist nicht anzuwenden bei Straßenverkehrslärm, Schie-

nenverkehrslärm, Fluglärm oder Sportlärm, nicht genehmigungsbedürftigen landwirt-

schaftlichen Anlagen, Tagebauen, Seehafenumschlagsanlagen, Anlagen für soziale 

Zwecke und Baustellen. 
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Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg/Wümme 

(LRP, 2015) 

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Plangebiet: 

 

Karte I Arten und Biotope 

Im Plangebiet sowie umliegend befinden sich ausschließlich Biotoptypen von sehr ge-

ringer Bedeutung. Entlang der südwestlich gelegenen Wohnbebauung sind Biotoptypen 

von geringer Bedeutung abgebildet. 

 

Karte II Landschaftsbild 

Nach dem LRP befindet sich das Plangebiet in einer Landschaftseinheit von geringer 

Bedeutung, welches von strukturarmen Ackerlandschaften geprägt wird. Nordöstlich 

grenzt der Siedlungsraum von Brockel an, der keine Bewertung erfahren hat. 

 

Karte III Boden 

Der LRP stellt für das Plangebiet sowie die umliegenden Flächen keine naturnahen Bö-

den oder Böden mit einer besonderen Bedeutung dar. 

 

Karte IV Wasser- und Stoffretention 

Nach dem LRP beinhaltet das Plangebiet keine Bereiche mit besonderer Funktionsfä-

higkeit für die Wasser- und Stoffretention. 

 

Karte V Zielkonzept 

Für das Plangebiet und den umliegenden Flächen wird als Ziel, die Entwicklung und 

Wiederherstellung in Gebieten mit geringer Bedeutung für das Landschaftsbild genannt. 

Der angrenzende Siedlungsbereich hat keine Zielzuordnung erhalten. 

 

Karte VI Schutz, Pflege und Entwicklung best. Teile von Natur und Landschaft 

Der LRP stellt für das Plangebiet sowie umliegend keine Schutzgebiete und -objekte 

dar. Südlich der Bundesstraße wird ein Gebiet dargestellt, welches die Voraussetzung 

für ein Landschaftsschutzgebiet (LSG) erfüllt. 

 

 

Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorha-

bens sind: 

• Biotoptypenkartierung im Jahre 2024 und Aktualisierung im Jahre 2026, gemäß 

dem Kartierschlüssel der Biotoptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2021), 

• Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/),  

• Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Um-

weltkarten/), 
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• GEOservice Schaffert (2026): Geotechnischer Ergebnisbericht – Erschließung 

Baugebiet „Pastorenkamp“ in Brockel. GEOservice Schaffert, Verden (Aller). 

Stand: 28.05.2026, 

• Ingenieurbüro Tetens: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 23 

„Pastorenkamp“ der Gemeinde Brockel. Stand: 05.02.2026. 

• Ingenieurgem. Dr.-Ing. Schubert: Verkehrstechnische Untersuchung zum Bebau-

ungsplan Nr. 23 „Pastorenkamp“ der Gemeinde Brockel. Stand: Juli 2025. 

 

 

6.3 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes, Auswirkungen der 

Planung 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale werden nachfolgend im der-

zeitigen Ist-Zustand (Basisszenario), bei Nichtdurchführung und Durchführung der Pla-

nung sowie die mit der Planung verbundenen Umweltauswirkungen auf das jeweilige 

Schutzgut bezogen dargestellt. 

 

 

6.3.1 Schutzgut Boden 

Das Plangebiet befindet sich in der naturräumlichen Region der „Wümmeniederung“ 

und dort in der naturräumlichen Untereinheit der „Botheler Niederungen“. 

Nach der geologischen Karte von Niedersachsen (1:25.000) sind im Plangebiet drenthe-

zeitliche, glazifluviatile Sande über Geschiebelehm zu erwarten. 

Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (BK 50; 1:50.000) beinhaltet das Plangebiet 

ausschließlich die beiden Bodentypen Pseudogley-Podsol-Braunerde und Podsol.  

Die Pseudogley-Podsol-Braunerde ist ein Boden mit wechselnder Wasserführung, der 

Merkmale von Staunässe, Nährstoffarmut und Verwitterungsprozessen kombiniert. 

Während der Pseudogley-Anteil periodische Staunässe verursacht, führt die Podsolie-

rung zur Auswaschung von Nährstoffen im Oberboden. Die Braunerdebildung sorgt für 

eine teilweise Durchmischung und Stabilisierung des Bodengefüges, wodurch er eine 

Übergangsform zwischen trockeneren und feuchteren Standorten darstellt. 

Der Podsol ist in der Agrarwirtschaft ursprünglich ein ertragsarmer Boden. Die Boden-

eigenschaften sind sauer, sandig, oft steinig, nährstoffarm und haben oftmals ein ver-

mindertes Wasserrückhaltevermögen. Der Podsol besitzt demnach physikalische und 

chemische Eigenschaften, die einem optimalen Pflanzenstandort oftmals entgegenste-

hen. Weiterhin neigt der Boden zur Auswaschung, sodass die Gefahr besteht, dass Dün-

ge- und Pflanzenschutzmittel ins Grundwasser gelangen können. 

Im Plangebiet erfolgte durch das Ingenieurbüro GEOservice Schaffert (2026) eine Bau-

grunduntersuchung. Zu Erkundung der Baugrundverhältnisse wurden insgesamt 16 

Kleinrammbohrungen (KRB) bis zu einer Endteufe von 3,0 m bzw. 5,0 m unter Gelän-

deoberkante (GOK) durchgeführt. 

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung wurden im Plangebiet flächendeckend humose, 

sandige Oberböden über teils geringmächtigen glazifluviatilen Sanden (Schmelzwasser-

sande) über nicht flächendeckend anstehenden, glazialen Lehmen (Geschiebelehm) und 

weiteren Sanden angetroffen. Die Oberböden im Plangebiet beinhalten eine Mächtigkeit 
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von ca. 0,4 m bis 0,5 m. Stellenweise weisen die Oberböden Merkmale einer anthropo-

genen Umlagerung auf. 

Darunter folgen flächendeckend glazifluviatile Schmelzwassersande, die sich vorwie-

gend aus enggestuften, feinsandigen Mittelsanden sowie untergeordnet schluffigen Bei-

mengungen zusammensetzen. Stellenweise weisen die Sande Merkmale einer anthropo-

genen Umlagerung auf. Die Sande reichen bis mindestens 0,8 m unter GOK und stel-

lenweise bis zur Endteufe von 3,0 m bzw. 5,0 m unter GOK. Am Bohrpunkt KRB 08 

wurde, im Horizont von 3,80 m bis 4,30 m Teufe, ein organischer Schluff mit einer 

Mächtigkeit von ca. 0,5 m erkundet. 

An den Bohrpunkten KRB 02 bis 04, 06, 07, 11 bis 16 konnten flächendeckend kalk-

freie Geschiebeböden aus Geschieblehm angetroffen werden. Diese werden vorwiegend 

von sandigen und Schluffen gebildet, die untergeordnet kiesige, tonige Beimengungen 

enthalten. In den Sondierungen KRB 07, 11, 12, 15 und 16 bilden diese Lehmböden den 

Abschluss der erkundeten Bodenschichten bis zur jeweiligen Endteufe von 3,0 m bzw. 

5,0 m unter GOK. In den verbleibenden Aufschlüssen folgen unterhalb der Lehme wei-

tere Sande glazialer Genese, die zugleich den Abschluss der erkundeten Bodenschichten 

bis zur jeweiligen Endteufe von 3,0 m bzw. 5,0 m unter GOK bilden. (GEOservice 

Schaffert, 2026) 

Die Bodentypen beinhalten keinen schutzwürdigen Boden in Niedersachsen. Das acker-

bauliche Ertragspotenzial wird für die Bodentypen als sehr gering und gering bewertet. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiterhin landwirt-

schaftlich genutzt werden. Die Flächen würden ihre Bodeneigenschaften nicht weiter 

verlieren. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Das Plangebiet wird, wie bereits erwähnt, nahezu ausschließlich ackerbaulich genutzt 

oder beinhaltet ruderalartige Vegetationen mit teils Gehölzbeständen. 

Mit der Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten, Mischgebieten und Straßenver-

kehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung werden zukünftig 

mehr Flächen mit baulichen Anlagen bebaut sein. Während der Bauphase werden Ab-

grabungen und Aufschüttungen von Böden erfolgen. Dementsprechend ergeben sich mit 

dem geplanten Vorhaben erhebliche Beeinträchtigungen durch Versiegelung, Überbau-

ung, Abgrabung und Aufschüttung, der bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

Versiegelter Boden verliert dahingehend vollständig seine Funktionen als Regulations-

faktor für den Boden- und Bodenwasserhaushalt (Puffer- und Filterfunktion), seine 

Funktion als Pflanzenstandort und Lebensraum für Organismen. Hierfür sind entspre-

chende Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

 

 

6.3.2 Schutzgut Wasser 

Die Grundwasserneubildungsrate im langjährigen Mittel beträgt, laut Hydrogeologi-

scher Karte von Niedersachsen (1:50.000), Stand: 01.08.2022, 150 - 350 mm/a und ist 

damit als gering bis mittel eingestuft. Die Gefährdung des Grundwassers wird im ge-

samten Plangebiet als gering eingestuft.  
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Der Grundwasserstand liegt im Plangebiet bei ~ 27,5 bis 32,5 m NHN und somit ca. 0 

bis 6 m unterhalb der Geländeoberkante (GOK).  

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung konnte Grundwasser nahezu flächendeckend als 

Staud- und Porengrundwasser nachgewiesen werden. Hierbei wurde der höchste 

Grundwasserstand ab einer Teufe von 1,0 m unter GOK ermittelt. Der mittlere Grund-

wasserstand unter GOK ist mit rund 1,8 m anzugeben. Es handelt sich voraussichtlich 

um Schichtenwasser und aufstauendes Sickerwasser in den Sanden oberhalb der bindi-

gen Schichten (Lehme). Es ist von einem zusammenhängenden Grundwasserleiter der 

lokal als offener Porengrundwasserleiter vorliegt und über ein Netzwerk aus kommuni-

zierenden Röhren innerhalb der bindigen Schichten verbunden ist. 

Der Bemessungswasserstand aus aufsteigendem Grundwasser und Stauwasser ist an-

hand der Daten der hydrogeologischen Karte, der gewonnenen Messwerte und stauen-

den Bodenschichten zu orientieren und nach gutachterlicher Einschätzung mit rund 0,8 

m unter GOK (~30 bis 32,5 m NHN) anzunehmen. (GEOservice Schaffert, 2026) 

Das Plangebiet beinhaltet keine Oberflächengewässer und befindet sich auch in keinem 

Trinkwasserschutzgebiet. Nordöstlich des Plangebietes verläuft der Große Moorgraben 

und entlang der B 71 sind Entwässerungsmulden im Straßenseitenraum vorhanden. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung kann das anfallende Niederschlagswasser 

auch zukünftig ungehindert auf den landwirtschaftlich genutzten Flächen versickern. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben und der damit verbundenen Flächenversiegelung kann das 

Oberflächenwasser zukünftig nicht mehr ungehindert vor Ort versickern. Dennoch soll 

auch zukünftig das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet versickern. 

Nach der erfolgten Baugrunduntersuchung sind die angetroffenen Sande grundsätzlich 

für eine Versickerung geeignet, jedoch stellenweise sehr geringmächtig. Lokal kann die 

Versickerungsleistung durch schluffige Beimengungen oder oberflächennahe Geschie-

belehmhorizonte vermindert sein. Die anstehenden und lokal geringmächtigen Sandbö-

den sind für eine dezentrale Versickerung von anfallendem Oberflächenwasser, in bspw. 

Sickermulden, grundsätzlich als geeignet zu beurteilen. Lokal sind bodenverbessernde 

Maßnahmen (Bodenaustausch des Geschiebelehms) notwendig. Eine zentrale Versicke-

rung von Niederschlagswasser ist aufgrund der verhältnismäßig hohen Grundwasser-

stände gutachterlich nicht zu empfehlen. Großräumige Flächenentwässerungen sollten 

über eine lokale Rückhaltung und Einleitung in ein Kanalsystem oder eine Vorflut er-

folgen. (GEOservice Schaffert, 2026) 

Demzufolge soll das anfallende Oberflächenwasser auf den jeweiligen Grundstücken 

zur Versickerung gebracht werden. Das auf den Straßenverkehrsflächen anfallende 

Oberflächenwasser soll über seitliche Mulden zur Versickerung gebracht werden. Die 

Grundwasserneubildung wird nicht weiter eingeschränkt. Erhebliche Beeinträchtigun-

gen sind auf das Schutzgut Wasser nicht zu erwarten und Kompensationsmaßnahmen 

werden nicht erforderlich.  
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6.3.3 Schutzgut Fläche 

Der durchschnittliche Versiegelungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der 

Gesamtfläche der Gemeinde Brockel beträgt 4,39 % (Stand: 08.02.2023), gemäß der 

Karte „Grad der Bodenversiegelung auf Gemeindeebene“ (1:500.000).  

Das Plangebiet beinhaltet fast ausschließlich landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen. 

Ohne die Durchführung der Planung würde sich der Versiegelungsgrad in der Gemeinde 

Brockel derzeit nicht erhöhen, jedoch stünden keine Flächen für Wohnbau- sowie Ge-

werbeentwicklungen zur Verfügung. Im landesweiten Vergleich ist die Versiegelung in 

der Gemeinde Brockel geringer als im Landesvergleich, aktuell sind in Niedersachsen 

6,4 % der Landesfläche versiegelt. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben wird im Plangebiet eine dauerhafte Versiegelung zugelas-

sen. Allerdings findet dies nur im notwendigen Umfang statt. Es wird ein Standort in 

Anspruch genommen, der von Wohnbebauungen, dörflichen Strukturen und der Bun-

desstraße geprägt ist. Die Nachfrage nach Bauflächen für den Einfamilienhausbau ist 

erfahrungsgemäß im Rahmen der Innenentwicklung nicht ausreichend zu decken. Um 

ein entsprechendes Angebot an Baulandflächen bereitstellen zu können, ist die Inan-

spruchnahme von Außenbereichsflächen sowie eine Nachverdichtung erforderlich. 

Demnach wird die Versiegelung von unbebauten Flächen als vertretbar angesehen. 

 

 

6.3.4 Schutzgut Klima/Luft 

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Brockel, südlich der Straße „Pastoren-

kamp“ und nördlich der Bundesstraße B 71. Das Plangebiet wird nahezu ausschließlich 

landwirtschaftlich als Acker genutzt. Nördlich angrenzend befinden sich Wohngebiete 

mit einer aufgelockerten Bebauung. Beiderseits der Bundesstraße ist eine gemischte 

Bebauung aus Gewerbe und Wohnen vorhanden. Westlich und östlich grenzen land-

wirtschaftlich genutzte Ackerflächen an. Südlich grenzt die Bundesstraße (B 71) an das 

Plangebiet an. 

Die Gemeinde Brockel liegt im ländlichen Raum und ist von großflächigen landwirt-

schaftlichen Nutzungen sowie Waldgebieten umgeben, die Frisch- und Kaltluftentste-

hungsgebiete beinhalten und für einen guten Luftaustausch sorgen. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die Ackerflächen im Plangebiet wei-

terhin zur Frischluftentstehung beitragen. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Während den Bautätigkeiten könnten sich im Plangebiet aufgrund von Baumaschinen 

kurzzeitig höhere Immissionsbelastungen ergeben. Mit den eigentlichen baulichen An-

lagen zur Wohn- bzw. Gewerbenutzung ergeben sich keine zusätzlichen Belastungen. 

Mit den vorgesehenen Versiegelungen und Bebauungen ist im Plangebiet ein leichter 

Temperaturanstieg nicht ausgeschlossen. Die entstehenden Hausgärten im Plangebiet 

sowie die südlich und westlich gelegene freie Landschaft mit land- bzw. forstwirtschaft-

lichen Flächen sorgen jedoch auch zukünftig für einen guten Frischluftaustausch und 
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können die leichten Temperaturerhöhungen durch eine verminderte Kaltluftbildung im 

Plangebiet kompensieren. Dahingehend liegen die geringfügigen Auswirkungen auf das 

Schutzgut Klima/Luft unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Kompensationsmaßnah-

men werden nicht erforderlich. 

 

 

6.3.5 Schutzgut biologische Vielfalt 

6.3.5.1 Pflanzen / Biotoptypen 

Im Plangebiet sowie umliegend erfolgte im Juni 2024 sowie im April 2026 eine flä-

chendeckende Biotoptypenkartierung (siehe Anlage 1: Biotoptypenkartierung). Die Bio-

toptypen wurden gemäß dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachen 

(DRACHENFELS, 2021) erfasst. 

Das Plangebiet beinhaltet im wesentlichen Ackerflächen (A), die sich nach Westen und 

Osten über das Plangebiet hinaus weiter erstrecken. Südlich im Bereich der Bundesstra-

ße (OVS) befinden sich im Seitenraum Entwässerungsmulden (FGR) und Ruderalfluren 

(UR). Ansonsten ist das Plangebiet von Wohn- und Dorfgebietsbebauungen (OEL/PH, 

ODL/PH) mit Hausgärten umgeben, teils mit Großbaumbestand. Im westlichen Teilbe-

reich des Plangebietes befinden sich entlang eines landwirtschaftlichen Weges (OVW) 

einige Gehölzbestände, wie Strauch-Baumhecke (HFM) und Einzelbäume (HBE). Auch 

entlang der B 71 sind Einzelbäume vorhanden. Die Bäume beinhalten die Baumarten 

Ahorn (Acer spec.), Birke (Betula pendula), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche 

(Fagus sylvatica), Stieleiche (Quercus robur), Kastanie (Aesculus hippocastanum) und 

Linde (Tilia spec.). Die Stammdurchmesser der Bäume variieren zwischen 0,1 m bis 0,9 

m. 

Ohne die Durchführung der Planung würde das Plangebiet weiterhin landwirtschaftlich 

genutzt werden.  

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Die Bewertung der Biotoptypen folgt der Einstufung der Biotoptypen in Niedersachsen 

(Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 2/2024) in sechs Wertstufen. 

 
Wertstufe 5 (kurz: W 5) = Biotoptyp mit sehr hoher bis hervorragender Bedeutung, W 4 = Biotoptyp mit hoher Be-

deutung, W 3 = Biotoptyp mit mittlerer Bedeutung, W 2 = Biotoptyp mit geringer Bedeutung, W 1 = Biotoptyp mit 

geringer bis sehr geringer Bedeutung, W 0 = Biotoptyp mit sehr geringer oder keiner Bedeutung; E = Baum- und 

Strauchbestände (Ersatzpflanzung). 
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Tab. 1: Biotoptypen im Untersuchungsgebiet mit ihren Wertigkeiten 

Biotoptypen Wertstufe 

Ist-Zustand 

Wertstufe 

Soll-Zustand 

Kompensa-

tionsbedarf 

Innerhalb des Plangebietes 

- Acker (A) 1 0-1 -- 

- Ziergebüsch aus überw. einheimi-

schen Gehölzarten (BZE) 

2 0-1 -- 

- Nährstoffreicher Graben / Ruderal-

flur (FGR/UR) 

2-3 0-1 ca. 50 m² 

- Scher- und Trittrasen (GR) 1-2 0-1 -- 

- Strauch-Baumhecke/Ruderalflur 

(HFM/UR) 

3 0-1 ca. 60 m² 

- Straße (OVS) 0 0-1 -- 

- Weg – Asphalt (OVWa) 0 0-1 -- 

- Wasserwirtschaftliche Anlage (OW) 0 0-1 -- 

- Weg /Ruderalflur (OVW/UR) 0-3 0-1 ca. 640 m² 

- Ruderalflur (UR) 3 0-1 ca. 1.310 m² 

- Sonstiger Einzelbaum/Baumgruppe 

(HBE) 

E E/0-1 siehe folg. Tab. 

Außerhalb des Plangebietes 

- Acker (A) 1  

- Nährstoffreicher Graben / Ruderal-

flur (FGR/UR) 

2-3 

- Artenarmes Extensivgrünland (GE) 3 

- Scher- und Trittrasen (GR) 1-2 

- Sonstiger Einzelbaum/Baumgruppe 

(HBE) 

E 

- Strauch-Baumhecke/Ruderalflur 

(HFM/UR) 

3 

- Ländlich geprägtes Dorfgebiet 

/Hausgarten (ODL/PH) 

0-2 

- Ländlich geprägtes Dorfgebiet 

/Hausgarten mit Großbäumen 

(ODL/PHG) 

0-3 

- Locker bebautes Einzelhausgebiet 

/Hausgarten (OEL/PH) 

0-2 

- Straße (OVS) 0 

- Weg – Asphalt, Schotter (OVWa,s) 0 

- Weg /Ruderalflur (OVW/UR) 0-3 

- Ruderalflur (UR) 3 
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Tab. 2: Von der Planung betroffene Einzelbäume 
Art Stammdurch-

messer in cm 

Anzahl Ausgleichs-

verhältnis 

Ausgleichs-

bedarf 

Ahorn (Acer spec.) 40 - 59 1 1:3 3 

Rotbuche (Fagus sylvatica) 60 - 79 3 1:4 12 

Stieleiche (Quercus robur) 20 - 39 1 1:2 2 

Gesamt: 5 Bäume Gesamt: 17 Bäume 

 

 

Das Plangebiet beinhaltet im Wesentlichen intensiv genutzte Ackerflächen, die von ge-

ringer Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften sind. Höherwertige Biotoptypen 

sind lediglich die Ruderalfluren in den Seitenräumen der Straßen sowie vereinzelt Ein-

zelbäume im Plangebiet. Mit den Beseitigungen von Biotoptypen mittlerer Bedeutung, 

ergeben sich auf das Schutzgut Pflanzen erhebliche Beeinträchtigungen für die Kom-

pensationsmaßnahmen erforderlich sind. Um die entstehenden erheblichen Beeinträch-

tigungen zu minimieren, werden im Südwesten des Plangebietes, in der zukünftigen 

Straßenverkehrsfläche vorhandene Einzelbäume zu erhalten festgesetzt. Zudem werden 

im Nordosten des Plangebietes eine Stieleiche und im Südosten eine Kastanie als zu 

erhalten festgesetzt. Weitere Bäume im Plangebiet werden nicht zu erhalten festgesetzt, 

um die zukünftige Bebauung nicht weiter einzuschränken. 

 

 

6.3.5.2 Tiere 

Das Plangebiet beinhaltet im Wesentlichen intensiv genutzte Ackerflächen. Ackerflä-

chen stellen grundsätzlich einen potentiellen Lebensraum für Offenlandarten dar. Die 

Lebensraumbedeutung für Offenlandarten dürfte im Plangebiet jedoch aufgrund der 

sehr intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, der Lage mit umliegenden Bebauungen 

und der Bundesstraße deutlich eingeschränkt sein. Die im Plangebiet vorhandenen Ein-

zelbäume stellen für einige Arten einen potentiellen Lebensraum, jedoch sehr einge-

schränkt, dar. Durch die Lage an der Straße und mit menschlicher Präsenz werden die 

Strukturen nur von eher ubiquitären Arten genutzt werden, die im Siedlungsbereich 

vermehrt auftreten.  

Ohne die Durchführung der Planung würden die Ackerflächen weiterhin landwirtschaft-

lich genutzt werden. Die Ackerflächen und Einzelbäume würden vollständig als poten-

tieller Lebensraum auch zukünftig zur Verfügung stehen.  

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Für das Schutzgut Tiere ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen. Aufgrund 

der bereits vorliegenden Vorbelastungen im Umfeld sowie der räumlich und zeitlich 

begrenzten Baumaßnahme, sind die Störungen für die Offenland-, Gebüsch- und Ge-

hölzbrüter nicht von erheblicher Bedeutung. Zudem werden landwirtschaftliche Flächen 

in Anspruch genommen, die durch umliegende Bebauungen, der Bundesstraße und Ge-

hölzbestände in ihrer Eignung für Offenlandarten deutlich eingeschränkt ist. Im näheren 

Umfeld bestehen ausreichend Möglichkeiten für die Gehölz- und Gebüschbrüter wäh-
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rend der Bauphase auszuweichen. Im Plangebiet werden mit den Anpflanzungen von 

Bäumen auf den Baugrundstücken sowie den Hausgärten neue potenzielle Lebensräume 

geschaffen, sodass wesentliche Auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

Um einen mit dem geplanten Vorhaben möglichen artenschutzrechtlichen Konflikt aus-

schließen zu können, sind bei der Durchführung der Planung Vermeidungsmaßnahmen 

zu berücksichtigen (siehe Kap. 7 „Artenschutz“). Eine Kompensation für das Schutzgut 

Tiere ist nicht erforderlich.  

 

 

6.3.6 Schutzgut Landschaft 

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Brockel, südlich der Straße „Pastoren-

kamp“ und nördlich der Bundesstraße B 71. Das Plangebiet wird nahezu ausschließlich 

landwirtschaftlich als Acker genutzt. Die Ackerflächen setzen sich nach Westen und 

Osten über das Plangebiet hinaus weiterfort. Nördlich angrenzend befinden sich Wohn-

gebiete mit einer aufgelockerten Bebauung. Beiderseits der Bundesstraße ist eine ge-

mischte Bebauung aus Gewerbe und Wohnen vorhanden. Westlich und östlich grenzen 

landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen an. Südlich grenzt die Bundesstraße (B 71) an 

das Plangebiet an. Das Schutzgut Landschaft ist durch intensive Nutzungen und umlie-

gende Bebauungen von geringer Bedeutung. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen im Plangebiet weiterhin 

landwirtschaftlich genutzt werden. Eine Siedlungsentwicklung in dem Bereich wäre 

nicht möglich. Die Erlebbarkeit des bereits siedlungstypisch geprägten Bereichs würde 

nicht weiter eingeschränkt. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung  

Während der Bauzeit könnten sich aufgrund von Baufahrzeugen kurzzeitig höhere Lär-

mimmissionen ergeben. Zudem werden während der Bauphase der Baubetrieb und die 

Baustelle visuell wahrnehmbar sein. Diese Beeinträchtigungen gelten nur temporär und 

werden als nicht erheblich eingestuft. Mit dem geplanten Vorhaben wird sich die wohn-

bauliche Nutzung am Siedlungsrand erweitern, da es sich jedoch um einen sogenannten 

Lückenschluss bzw. Nachverdichtung handelt, sind die mit der Errichtung von bauli-

chen Anlagen zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Land-

schaft als vertretbar anzusehen. Das Plangebiet ist bereits großflächig von einer vorhan-

denen Wohnbebauung umschlossen. Das Plangebiet wird von der Bundesstraße und von 

den anliegenden landwirtschaftlichen Flächen erlebbar sein. Aus der sonstigen freien 

Landschaft wird das Waldgebiet „Der vorderste Kamp“ und die Gehölzbestände entlang 

der B 71 und „Bösenkampweg“ zu einer deutlichen Sichtminderung beitragen. Außer-

dem ist mittelfristig eine Erweiterung des Baugebietes nach Westen vorgesehen, sodass 

auf eine klassische Eingrünung mit Anpflanzung einer Feldhecke verzichtet wird. Zu 

einer Durchgrünung des Plangebietes werden die zukünftigen Hausgärten sowie die 

Anpflanzungen pro Baugrundstück sorgen. Mit dem Erhalt von Bäumen im Südwesten 

des Plangebietes verbleiben durchgrünende Strukturen. Weiterhin werden die Beein-

trächtigungen durch die örtliche Bauvorschrift mit der Farbgebung von Dachflächen 

deutlich gemindert. 
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6.3.7 Schutzgut Mensch / menschliche Gesundheit  

Wohnumfeld 

Das Plangebiet liegt südwestlich des Kernortes Brockel, nördlich der Bundesstraße  

(B 71). Das Plangebiet liegt weitestgehend umschlossen von vorhandenen Wohnbebau-

ungen. Das Plangebiet ist bereits siedlungstypisch geprägt. 

 

Immissionen 

Das Plangebiet ist bereits weitestgehend von Wohnbebauung umgeben, sodass sich dar-

aus keine Immissionskonflikte ergeben. Von der anliegenden Bundesstraße sind Emis-

sionen zu erwarten. Diesbezüglich wurde eine schalltechnische Berechnung im Rahmen 

des Bauleitplanverfahrens beauftragt, um mögliche Konflikte im Bebauungsplan zu 

lösen. Im Ergebnis können die Ziele der Gemeinde, mit immissionsrechtlichen Ein-

schränkungen der Bebaubarkeit entlang der Bundesstraße, an diesem Standort realisiert 

werden.  

 

Erholung 

Nach dem RROP des Landkreises Rotenburg (2020) werden dem Plangebiet keine be-

sonderen Erholungsfunktionen zugeordnet. Auch weitere Funktionen sind dem Plange-

biet nicht zugeordnet. Die südlich des Plangebietes vorhandene Bundesstraße wird im 

RROP als Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße dargestellt. Dem Ort Brockel ist als 

Schwerpunktaufgabe die Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten zugeordnet. 

Das Plangebiet befindet sich am Siedlungsrand der Ortschaft. Das Plangebiet wird 

durch die angrenzenden Wege von Spaziergängern genutzt und besitzt ein geringes 

landschaftsbezogenes Erholungspotenzial. 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen im Plangebiet weiterhin 

landwirtschaftlich genutzt werden. 

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung 

Mit dem geplanten Vorhaben ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen auf 

das Schutzgut Mensch, da die anliegende Wohnbebauung einen Lückenschluss bzw. 

eine Nachverdichtung erfährt. Eine besondere Erholungsnutzung ist dem Plangebiet 

nicht zuzuordnen. Die vorhandenen Straßen und Wege stehen auch weiterhin uneinge-

schränkt zur Feierabenderholung zur Verfügung bzw. werden durch die neuen Erschlie-

ßungsmaßnahmen neue Wegeverbindungen geschaffen. 

 

 

6.3.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind, bis auf die vorhandene Bebauung, innerhalb des 

Plangebietes nicht bekannt.  

 

Bewertung, Auswirkungen der Planung  

Nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
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6.3.9 Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge der einzelnen Schutzgüter 

(Wechselwirkungen) 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes     Wirkung auf das Schutzgut 

Boden und Wasser Tiere und Pflanzen 

Überbauen, Versiegeln, Aufschütten, 

Abgraben, Einbringen von Fremdmateri-

alien innerhalb der geplanten Wohn-, 

Mischgebiets- und Verkehrsflächen 

Verlust, Veränderung, Störung von Lebensräumen oder Teillebensräu-

men  

Landschaft 

Verstärkte technische Überprägung eines bereits vorbelasteten Kultur-

landschaftsbereiches 

Klima/Luft 

Aufwärmung, Verstärkung der Staubentwicklung 

Landschaft Mensch 

Verstärkte technische Überprägung des 

Landschaftsraumes, Immissionsbelas-

tungen 

Weitere Einschränkung des Landschaftserlebens 

 

 

6.3.10 Entwicklung des Gebietes ohne Verwirklichung des Vorhabens 

(Nullvariante) 

Ohne Verwirklichung des Vorhabens würde das Plangebiet weiterhin landwirtschaftlich 

genutzt werden. Die vorhandenen ruderalartigen Vegetationen und Gehölzbestände 

würden vollständig bestehen bleiben. Eine Erweiterung der Wohnbau- und Mischge-

bietsentwicklung wäre nicht möglich.  

 

 

6.4 Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich nach-

teiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die öffentlichen 

und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Bau- und 

Naturschutzrecht sind durch § 18 BNatSchG miteinander verknüpft. Im Rahmen der 

Abwägung sind durch Anwendung der Eingriffsregelung nach dem Naturschutzgesetz 

gemäß § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 BauGB auch die Vermeidung und der Ausgleich zu er-

wartende Eingriffe in Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 

 

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG sind Veränderungen 

der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-

haltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. 

 

Es gilt der Grundsatz, dass Eingriffe die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und das 

Landschaftsbild nicht mehr als unbedingt nötig beeinträchtigen dürfen (§ 15 BNat-

SchG).  

Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem ein Standort gewählt wurde, 

- der durch anliegende Wohnbebauung bereits vorgeprägt ist, 

- der sich am Rande des Siedlungsgebietes von Brockel befindet,  

- der als Lebensraum für Pflanzen und Tiere im Wesentlichen eine geringe Bedeu-

tung besitzt,  
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- der für das Landschaftsbild eine geringe Bedeutung besitzt, 

- der verkehrlich bereits gut erschlossen ist, und 

- der bereits ausgebaute Wege nutzt. 

 

Im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahmen:  

- Erhalt von Einzelbäumen in der Straßenverkehrsfläche, 

- Durchgrünungsmaßnahmen der Allgemeinen Wohngebiete durch Anpflanzun-

gen von Bäumen auf den Baugrundstücken und 

- Beschränkung der Höhe baulicher Anlagen auf einer Oberkante von 12 m Höhe 

im Mischgebiet 

 
 

Schutzgut / Wirkfaktor Beeinträchtigungen 

Schutzgut Boden 

Überbauung / Versiegelung von Boden 

(Wohn-, Mischgebiets- und Verkehrsflächen) 

Baubedingt: 

Die Bauarbeiten (Lagerung von Baumaterialien, Bau-

stellenverkehr) führen zu Beeinträchtigungen der Bo-

denfunktionen durch Verdichtungen. Nach Bauende 

sind Bodenverdichtungen durch Lockerung des Bodens 

zu minimieren. 

➔ Keine dauerhaften erheblichen Beeinträchti-

gungen 

Anlagenbedingt: 

Durch die Versiegelung / Bebauung entsteht ein Verlust 

/ Beeinträchtigung der Bodenfunktionen von Boden 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Wasser 

Überbauung von unbebauten Flächen 

(Wohn-, Mischgebiets- und Verkehrsflächen) 

Baubedingt: 

Voraussichtlich Wasserhaltungsmaßnahmen erforder-

lich. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 

Versickerung im Plangebiet möglich - keine Verringe-

rung der Grundwasserneubildungsrate 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Klima/Luft 

Überbauung von unbebauten Flächen 

(Wohn-, Mischgebiets- und Verkehrsflächen) 

Baubedingt: 

Während der Bauphase könnten sich geringfügig höhere 

Immissionsbelastungen durch Baumaschinen ergeben 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 

Aufgrund der umliegenden großräumigen Frisch- u. 

Kaltluftentstehungsgebiete sind keine erheblichen Be-

einträchtigungen zu erwarten 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 
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Schutzgut biologische Vielfalt 

Inanspruchnahme / Überbauung von Vegeta-

tionsflächen 

(Wohn-, Mischgebiets- und Verkehrsflächen) 

Baubedingt: 

Durch das Vorhaben werden geringfügig Biotoptypen 

mittlerer Bedeutung (Ruderalfluren und Gehölzbestän-

de) in Anspruch genommen 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 

Durch das Vorhaben werden geringfügig Biotoptypen 

mittlerer Bedeutung (Ruderalfluren und Gehölzbestän-

de) in Anspruch genommen 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Landschaft 

Überbauung von Freiflächen 

(Wohn-, Mischgebiets- und Verkehrsflächen) 

Baubedingt: 

Während der Bauphase sind der Baubetrieb und die 

Baustelle visuell wahrnehmbar und stellen eine tempo-

räre Beeinträchtigung dar. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 

Erweiterung von wohnbaulicher Nutzung am Siedlungs-

rand, welcher bereits weitestgehend von Bebauungen 

geprägt ist. 

➔ Erhebliche Beeinträchtigung 

Schutzgut Mensch 

Ausweisung von Allgemeinen Wohngebie-

ten, Mischgebiete, Straßenverkehrsflächen 

und Verkehrsflächen besond. Zweckbestim-

mung 

Baubedingt: 

Während der Bauphase sind der Baubetrieb und die 

Baustelle visuell wahrnehmbar. Die Auswirkungen sind 

zeitlich begrenzt, die zulässigen Immissionswerte sind 

einzuhalten bzw. dürfen nur bedingt und kurzfristig 

überschritten werden. 

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

Anlagenbedingt: 

Es werden weitere bauliche Anlagen zu Wohn- und 

Gewerbenutzungen errichtet.  

➔ Keine erhebliche Beeinträchtigung 

 

Die aufgrund der Planung zu erwartenden oben beschriebenen erheblichen Beeinträch-

tigungen 

• des Schutzgutes Boden (durch Abgrabung, Überbauung, Überschüttung, Versie-

gelung und Einbringen von Fremdmaterialien), 

• des Schutzgutes Pflanzen (durch Verlust von Biotoptypen mittlerer Bedeutung) 

und 

• des Schutzgutes Landschaft (durch Errichtung baulicher Anlagen am Ortsrand) 

 

sind Eingriffe im Sinne von § 14 BNatSchG. Sie sind durch geeignete Maßnahmen aus-

gleichbar. Die Ausgleichsmaßnahmen werden im folgenden Abschnitt beschrieben. 

 



36 
 

6.4.1 Kompensationsermittlung 

Der sich aufgrund der Planung ergebende Ausgleichsbedarf wird unter Berücksichti-

gung der vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 1994 herausgegebenen "Hin-

weise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" berechnet (aktuali-

sierte Fassung, MU: Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 1/2006). 

 

Schutzgut Boden 

 

Plangebiet gesamt: ca. 71.285 m² 

 

- Allgemeines Wohngebiet – WA 1: ca. 40.720 m², 

- Allgemeines Wohngebiet – WA 2: ca. 1.300 m², 

- Mischgebiet: ca. 16.170 m², 

- Öffentliche Straßenverkehrsfläche: ca. 12.765 m²,  

- davon ca. 875 m² bereits bebaut und versiegelt, 

- Verkehrsfläche besond. Zweckbestimmung, hier Fuß- und Radweg: ca. 180 m², 

- Fläche für Versorgungsanlagen, hier Abwasser: ca. 150 m², 

- davon ca. 30 m² bereits bebaut und versiegelt, 

 

Allgemeines Wohngebiet – WA 1 

 

Bezüglich der Versieglung und der sonstigen Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes 

(WA 1) wird von der höchstzulässigen Versiegelung im WA 1 von 60 % ausgegangen. 

 

ca. 40.720 m² x 0,6 = ca. 24.435 m² 

 

Allgemeines Wohngebiet – WA 2 

 

Bezüglich der Versieglung und der sonstigen Nutzung des Allgemeinen Wohngebietes 

(WA 2) wird von der höchstzulässigen Versiegelung im WA 2 von 60 % ausgegangen. 

 

ca. 1.300 m² x 0,6 = ca. 780 m² 

 

Mischgebiet 

 

Bezüglich der Versieglung und der sonstigen Nutzung des Mischgebietes (MI) wird 

von der höchstzulässigen Versiegelung im MI von 80 % ausgegangen. 

 

ca. 16.170 m² x 0,8 = ca. 12.935 m² 

 

Betroffenes Schutzgut: Boden 

 

Allgemeines Wohngebiet (WA 1) 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 24.435 m² x 0,5 => ca. 12.220 m² 
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Allgemeines Wohngebiet (WA 2) 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 780 m² x 0,5 => ca. 390 m² 

 

Mischgebiet (MI) 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 12.935 m² x 0,5 => ca. 6.470 m² 

 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 12.765 m² - ca. 875 m² bereits bebaut und versiegelt =  

ca. 11.890 m² x 0,5 => ca. 5.945 m² 

 

Verkehrsfläche besond. Zweckbest., hier Fuß- und Radweg 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 180 m² x 0,5 => ca. 90 m² 

 

Fläche für Versorgungsanlagen, hier Abwasser 

Ausgleichsfaktor: 1:0,5 

Ausgleichsbedarf: ca. 150 m² - ca. 30 m² bereits bebaut und versiegelt = 

ca. 120 m² x 0,5 => ca. 60 m² 

 

Ausgleichsbedarf Schutzgut Boden insgesamt: ca. 25.175 m² 

Extern: 

- Entwicklung eines Extensivgrünlandes – ca. 22.130 m² – Flst. 110/3 (ca. 

17.020 m²) und Flst. 116/4 (ca. 5.110 m²), Flur 2, Gem. Brockel 

- Entwicklung eines Extensivgrünlandes – ca. 7.700 m² - Flst. 13, Flur 3, Gem. 

Brockel (davon ca. 2.400 m² Kompensation Schutzgut Pflanzen) 

 

 

 

Schutzgut Pflanzen 

 

In Bezug auf das Schutzgut Pflanzen ergeben sich mit der Überplanung folgender Bio-

toptypen erhebliche Beeinträchtigungen: 

▪ Nährstoffreicher Graben / Ruderalflur (FGR/UR): ca. 50 m², 

▪ Strauch-Baumhecke/Ruderalflur (HFM/UR): ca. 60 m², 

▪ Weg /Ruderalflur (OVW/UR): ca. 640 m², 

▪ Ruderalflur (UR): ca. 1.310 m², 

▪ Sonstiger Einzelbaum/Baumgruppe (HBE): 17 Bäume oder ca. 340 m² 

(20m²/Baum). 

 

Bei den betroffenen Biotoptypen handelt es sich um Biotoptypen mit mittlerer 

Bedeutung. Diese sind im Verhältnis von 1:1 auf Flächen mit sehr geringer bzw. 

geringer Bedeutung zu kompensieren. Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut 
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Pflanzen von ca. 2.400 m² wird außerhalb des Plangebietes mit dem Kompensationsbe-

darf für das Schutzgut Boden auf externen Flächen vollständig kompensiert. 

 

 

6.4.2 Kompensation 

Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes 

- Entwicklung eines Extensivgrünlandes – Flst. 110/3 und 116/4, Flur 2, Gem. 

Brockel (Anlage 2) 

Ein Großteil des Kompensationsbedarfes für das Schutzgut Boden wird auf den Flurstü-

cken 110/3 und 116/4 der Flur 2 in der Gemarkung Brockel (siehe Anlage 2) kompen-

siert. 

Die durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen sind dem Plangebiet zugeordnet. Die 

Umsetzung der Maßnahmen erfolgt in der folgenden Bewirtschaftungsperiode nach 

Beginn von Baumaßnahmen im Plangebiet. Die Sicherung und Umsetzung der externen 

Ausgleichsfläche erfolgen über einen städtebaulichen Vertrag. 

Das Flurstück 110/3 besitzt eine amtliche Flächengröße von 30.930 m². Von denen ein 

Großteil mit der Hofstelle bebaut ist. Der südliche Teilbereich des Flurstückes bein-

haltet ein Intensivgrünland sowie anliegend Gehölzbestände und eine Gras- und 

Staudenflur. Die Gehölzbestände sind Bestandteil des FFH-Gebietes Nr. 38 „Wümme-

niederung“ und Naturschutzgebiet (NSG) Nr. 49 „Wümmeniederung mit Rodau, Wie-

dau und Trochelbach“. Zur Kompensation wird ausschließlich das vorhandene Intensiv-

grünland von ca. 17.020 m² herangezogen. Die Gehölzbestände sowie die Gras- und 

Staudenflur sind nicht anrechenbar. 

Das Flurstück 116/4 besitzt eine amtliche Flächengröße von 5.750 m² und beinhaltet 

neben ein Intensivgrünland ebenfalls Gras- und Staudenfluren. Die Gras- und Stauden-

flur ist nicht anrechenbar. Zur Kompensation wird das Intensivgrünland von ca. 5.110 

m² berücksichtigt. 

Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (1:50.000) sind auf den Flächen der Bodentyp 

Podsol-Gley vorhanden. Ziel ist es, auf den Flächen den Boden auszuhagern und durch 

Bewirtschaftungsauflagen vollständig in ein Extensiv-Grünland umzuwandeln, bei dem 

sich ein erkennbarer Artenreichtum einstellt und Magerkeitszeiger den Bestand eines 

Feuchtgrünlandes dominieren. Es soll sich eine naturnahe, an Kräutern und Hoch-

stauden, Süß- und Sauergräsern reiche Grünlandvegetation mit entsprechenden Kenn-

arten der Flora und Fauna entwickeln. Zudem erfolgt eine Regeneration der Boden- und 

Wasserhaushaltsfunktionen. 

 

Bewirtschaftungsauflagen: 

1. Die in der Anlage 2 dargestellte Nutzfläche darf ausschließlich als Grünland be-

wirtschaftet werden. 

- Das Grünland darf erst ab dem 15. Juni eines jeden Jahres gemäht und als 

zweischürige Mähwiese bewirtschaftet werden. Mulchen ist nicht gestattet.  

oder  
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- ab dem 15. Juni gemäht und anschließend mit 2 Rindern oder Pferden pro 

Hektar - berechnet werden nur grasfressende Tiere - nachbeweidet werden 

(Mähweide) 

oder  

- dem 01. Juni eines jeden Jahres als Standweide mit 2 Rindern oder Pferden pro 

Hektar - berechnet werden nur grasfressende Tiere - bewirtschaftet werden.  

2. Zum Schutze der Tierwelt darf beim ersten Schnitt nur von einer Seite aus oder von 

innen nach außen gemäht werden. 

3. Eine Zufütterung der Weidetiere ist nicht gestattet.  

4. Die Weidetiere sind bis zum 20. Okt. eines jeden Jahres von der Nutzfläche zu 

nehmen (keine Winterweide). 

5. Einzäunung nur mit ortsüblichem festen Weidezaun oder mobilem Elektrozaun. 

Portionsweide ist nicht gestattet. Keine Errichtung von Viehunterständen. 

6. Das Mähgut ist vollständig abzufahren und muss für den Fall einer 

Nichtverwertung ordnungsgemäß entsorgt werden. 

7. Das Grünland darf nicht ungenutzt liegen bleiben. Liegen Umstände vor, die eine 

Nutzung unmöglich machen, so ist die Naturschutzbehörde unverzüglich zu 

unterrichten. 

8. Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines jeden 

Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes können liegen 

bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

9. Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis zum 

20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet. 

10. Kein Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat oder Schlitzeinsaat (ausgenommen 

eine Zusatzeinsaat der Erstinstandsetzung mit Regionalem Saatgut wie dem Saatgut 

„Fettwiese/Frischwiese aus dem Produktionsraum 1 der Firma Rieger-Hofmann 

GmbH“ oder der Grundmischung „FLL RSM Regio“ der Region UG 1 „Nordwest-

deutsches Tiefland“ der Firma Saaten Zeller oder vergleichbares in Abstimmung 

mit der Gemeinde und Untere Naturschutzbehörde). Zulässig bleibt die Nachsaat 

als Übersaat ab dem 15. Juni. 

11. Die Oberflächengestalt des Bodens (Bodenrelief) darf nicht verändert werden. 

Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen dürfen nicht durchgeführt werden. 

12. Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig. 

13. Eine Entzugsdüngung ist mit mineralischen Düngestoffen mit 50 kg N, 20 kg P, 40 

kg K pro Hektar und Jahr bis zum 20.03 und nach dem 15.06. gestattet. 

14. Silage- und Futtermieten dürfen nicht angelegt werden. 

15. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. Bei extremem Befall 

kann nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde eine 

Tipula-Bekämpfung durchgeführt werden. 

16. Bei der Flächennutzung ist entlang des südlich verlaufenden Fließgewässers „Kom-

paniegraben” ein Schutzstreifen von 5 m Breite – gemessen ab Böschungsoberkante 

- von der Nutzung auszunehmen. Er darf nicht genutzt werden und ist der unge-

störten natürlichen Entwicklung vorbehalten. Eine Mahd zur Vermeidung von 

Gehölzaufwuchs ist zulässig. 
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17. Eine Änderung der Nutzungstermine ist nur in begründeten Fällen und nur 

ausnahmsweise möglich, wenn die Unbedenklichkeit durch vorherige Abstimmung 

mit der Unteren Naturschutzbehörde festgestellt wurde. 

18. Sofern die Entwicklung der Pflanzen- oder Tierwelt nicht den laut Begründung 

gewollten Verlauf nimmt oder die Ansiedlung von streng geschützten Tierarten dies 

erforderlich macht, können Bewirtschaftungsauflagen geändert werden. 

 

 

- Entwicklung eines Extensivgrünlandes – Flst. 13, Flur 3, Gem. Brockel (Anlage 

3) 

Der weitere Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden und des Schutzgutes Pflan-

zen wird auf dem Flurstück 13 der Flur 3 in der Gemarkung Brockel (siehe Anlage 3) 

vollständig kompensiert. 

Die durchzuführende Ausgleichsmaßnahme ist dem Plangebiet zugeordnet. Die Umset-

zung der Maßnahme erfolgt in der folgenden Bewirtschaftungsperiode nach Beginn von 

Baumaßnahmen im Plangebiet. Die Sicherung und Umsetzung der externen Ausgleichs-

fläche erfolgen über einen städtebaulichen Vertrag. 

Das Flurstück 13 besitzt eine amtliche Flächengröße 7.700 m² und beinhaltet eine 

Ackerfläche. Zur Kompensation soll das gesamte Flurstück 13 in ein Extensivgrünland 

umgewandelt werden. 

Nach der Bodenkarte von Niedersachsen (1:50.000) sind auf den Flächen der Bodentyp 

Pseudogley-Podsol-Braunerde vorhanden. Ziel ist es, auf den Flächen den Boden 

auszuhagern und durch Bewirtschaftungsauflagen vollständig in ein Extensiv-Grünland 

umzuwandeln, bei dem sich ein erkennbarer Artenreichtum einstellt und 

Magerkeitszeiger den Bestand eines sonstigen mesophilen Grünlandes dominieren. Es 

soll sich eine naturnahe, an Kräutern und Hochstauden, Süß- und Sauergräsern reiche 

Grünlandvegetation mit entsprechenden Kennarten der Flora und Fauna entwickeln. 

Zudem erfolgt eine Regeneration der Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen. 

 

Zur Erstinstandsetzung sollte auf dem derzeitigen Grünland eine Einsaat mit zertifizier-

ten Regio-Saatgut (Wildsaatgutmischung) erfolgen, z.B. 

- Fettwiese/Frischwiese aus dem Produktionsraum 1 der Firma Rieger-Hofmann 

GmbH (https://www.rieger-hofmann.de/sortiment-shop/mischungen/wiesen-und-

saeume-fuer-die-freie-landschaft/02-frischwiesefettwiese.html), Einsaatstärke 30 

kg/ha oder 3 g/m², 

- Grundmischung „FLL RSM Regio“ der Region UG 1 „Nordwestdeutsches 

Tiefland“ der Firma Saaten Zeller (http://www.saaten-zeller.de/regiosaatgut/ug-1), 

Einsaatstärke 30-50 kg/ha oder 3-5 g/m².  

Das Wild-Saatgut ist mittels Füllstoff im Verhältnis 30/70 (30 Gewichtsprozent Saatgut, 

70 Gewichtsprozent Füllstoff) auszubringen, bei größeren Flächen in Mischung 1:10 

mit konventionellem Saatgut in einer Mischung für mittlere Nutzungshäufigkeit, mit 

mindestens 4 Grasarten und geringen Weidelgras-Anteil sowie mit Klee, z.B. 

COUNTRY 2010 von der Deutschen Saatveredelung AG (https://www.dsv-saaten.de/) 

oder Vergleichbarem, in der Ansaatstärke 35-40 kg/ha.  
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Bewirtschaftungsauflagen: 

1. Die in der Anlage 3 dargestellte Nutzfläche darf ausschließlich als Grünland 

bewirtschaftet werden. 

- Das Grünland darf erst ab dem 15. Juni eines jeden Jahres gemäht und als 

zweischürige Mähwiese bewirtschaftet werden. Mulchen ist nicht gestattet.  

oder  

- ab dem 15. Juni gemäht und anschließend mit 2 Rindern oder Pferden pro 

Hektar - berechnet werden nur grasfressende Tiere - nachbeweidet werden 

(Mähweide) 

oder  

- dem 01. Juni eines jeden Jahres als Standweide mit 2 Rindern oder Pferden pro 

Hektar - berechnet werden nur grasfressende Tiere - bewirtschaftet werden.  

2. Zum Schutze der Tierwelt darf beim ersten Schnitt nur von einer Seite aus oder von 

innen nach außen gemäht werden. 

3. Eine Zufütterung der Weidetiere ist nicht gestattet.  

4. Die Weidetiere sind bis zum 20. Okt. eines jeden Jahres von der Nutzfläche zu 

nehmen (keine Winterweide). 

5. Einzäunung nur mit ortsüblichem festen Weidezaun oder mobilem Elektrozaun. 

Portionsweide ist nicht gestattet. Keine Errichtung von Viehunterständen. 

6. Das Mähgut ist vollständig abzufahren und muss für den Fall einer 

Nichtverwertung ordnungsgemäß entsorgt werden. 

7. Das Grünland darf nicht ungenutzt liegen bleiben. Liegen Umstände vor, die eine 

Nutzung unmöglich machen, so ist die Naturschutzbehörde unverzüglich zu unter-

richten. 

8. Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines jeden 

Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes können liegen 

bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

9. Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis zum 

20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet. 

10. Kein Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat oder Schlitzeinsaat  

11. Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat, Schlitzeinsaat u.ä. sind nicht gestattet. 

Zulässig bleibt die Nachsaat als Übersaat ab dem 15. Juni. 

12. Die Oberflächengestalt des Bodens (Bodenrelief) darf nicht verändert werden. 

Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen dürfen nicht durchgeführt werden. 

13. Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig. 

14. Eine Entzugsdüngung ist mit mineralischen Düngestoffen mit 50 kg N, 20 kg P, 40 

kg K pro Hektar und Jahr bis zum 20.03 und nach dem 15.06. gestattet. 

15. Silage- und Futtermieten dürfen nicht angelegt werden. 

16. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. Bei extremem Befall 

kann nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde eine 

Tipula-Bekämpfung durchgeführt werden. 

17. Eine Änderung der Nutzungstermine ist nur in begründeten Fällen und nur 

ausnahmsweise möglich, wenn die Unbedenklichkeit durch vorherige Abstimmung 

mit der Unteren Naturschutzbehörde festgestellt wurde. 
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18. Sofern die Entwicklung der Pflanzen- oder Tierwelt nicht den laut Begründung 

gewollten Verlauf nimmt oder die Ansiedlung von streng geschützten Tierarten dies 

erforderlich macht, können Bewirtschaftungsauflagen geändert werden. 

 

Nach der Durchführung der o.g. Kompensationsmaßnahmen gelten die erheblichen Be-

einträchtigungen als vollständig ausgeglichen. 

Mit den Kompensationsmaßnahmen erfolgt eine Überkompensation von ca. 2.255 m², 

die für zukünftige Bauleitplanverfahren verwendet werden können. 

 

 

6.5 Planungsalternativen unter Berücksichtigung der Ziele und des 

räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 

Als alternative Planungsmöglichkeiten kommen nur solche in Betracht, mit denen die 

mit der Bauleitplanung verfolgten städtebaulichen Ziele gleichfalls mit einem verhält-

nismäßigen Aufwand erreicht werden können. Geplant ist die Erweiterung der Ortschaft 

Brockel durch Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen. Daher können Standortal-

ternativen für das Plangebiet nur im räumlichen Zusammenhang mit der Siedlungsflä-

che von Brockel bestehen. Nördlich von Brockel liegen mit den Bösenkamper Moor 

und dem Kuhlenmoor naturräumlich wertvolle Bereiche. Südlich von Brockel befindet 

sich die wertvollen Niederungs- und Auenbereiche von Wiedau und Trochelbach. Im 

Osten der Ortslage befindet sich ein großräumiger Suchraum für Plaggeneschvorkom-

men. Plaggenesch gilt als kulturhistorisch wertvoller und somit erhaltenswerter Boden. 

Insofern konzentrieren sich Bereiche für eine mögliche Siedlungserweiterung am west-

lichen Rand Brockels. Hinsichtlich der naturräumlichen Gegebenheiten sind die infrage 

kommenden Flächen ähnlich zu bewerten. Es handelt sich in allen Fällen um landwirt-

schaftlich bewirtschaftete Flächen. 

Die Flächen unmittelbar westlich des Neubaugebiets Heideweg sind allerdings von 

Wald flankiert wodurch die Überbaubarkeit aufgrund des bei Neuplanungen vorzuse-

henden Waldabstandes eingeschränkt ist. Südlich der Hauptstraße/ B 71 sind nur klein-

teilig Flächen für eine Entwicklung geeignet. Die bauliche Entwicklung erfolgt hier 

bislang nur straßenbegleitend entlang der Ortsdurchfahrt. Eine Entwicklung in die Tiefe 

Richtung Süden wird hier derzeit nicht angestrebt. Die vorgesehene Entwicklung führt 

die Neubaustrukturen im Nordwesten Brockels Richtung Süden fort und ergänzt den 

Siedlungszusammenhang sinnvoll. Die Erschließung und Anbindung der Flächen an 

den bestehenden Siedlungszusammenhang sind somit gewährleistet. Die Gemeinde 

Brockel favorisiert daher diese Fläche. Sie ist verfügbar und zudem im Eigentum der 

Gemeinde, so dass diese später auch eine Vermarktung aktiv steuern kann. Besser für 

eine wohnbauliche Entwicklung geeignete Fläche stehen derzeit in Brockel nicht zur 

Verfügung. Die Fläche südlich der Straße „Hornwiesen“ eignet sich nur bedingt als Er-

gänzung des Siedlungsraumes, da diese einem höherwertigen Natur- und Landschafts-

raum zuzuschreiben ist. Die B71 ist hier beiderseits der Fahrbahn nicht bebaut, sodass 

sich ein guter Ansatz für ein Grünverbund im Sinne einer Grünachse ergibt. Daher soll-

te der Bebauungszusammenhang an dieser Stelle möglichst nicht geschlossen werden. 
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6.6 Erläuterungen und Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung 

Bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben haben sich keine Probleme er-

geben. 

 

Angewendete Verfahren 

Die Biotoptypenkartierung erfolgte auf der Grundlage einer Ortsbesichtigung.  

 

 

6.7 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen nach Durch-

führung des Bebauungsplanes (Monitoring) 

Die Entwicklung der externen Ausgleichsmaßnahmen auf dem Flurstück 110/3 und 

Flurstück 116/4 der Flur 2 in der Gemarkung Brockel und dem Flurstück 13 der Flur 3 

in der Gemarkung Brockel – Grünlandextensivierung – ist zu protokollieren. Der Ist-

Zustand ist zu Beginn der Vegetationsperiode aufzunehmen und als Protokoll und Foto-

dokumentation bei der Gemeinde Brockel zu hinterlegen. Des Weiteren sind der Be-

stand und die Entwicklung des Extensiv-Grünlandes nach 5 und 10 Jahren noch einmal 

zu kontrollieren und als Protokoll und Fotodokumentation bei der Gemeinde Brockel zu 

hinterlegen. 

 

 

6.8 Ergebnis der Umweltprüfung  

Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachteili-

ge Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht 

zu erwarten. 

 

 

7. ARTENSCHUTZ 

Der § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bezieht sich auf die allgemeinen Verbo-

te des Artenschutzes und somit auf alle wildlebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre 

Lebensstätten. Für die Bauleitplanung sind jedoch besonders und streng geschützte Ar-

ten des § 44 BNatSchG zu beachten. 

Artenschutzrechtliche Verbote greifen grundsätzlich erst bei der Realisierung konkreter 

(Bau)Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung ist jedoch bereits zu prüfen, ob einer 

Planumsetzung nicht überwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen. 

Das betrifft speziell die Zugriffsverbote der besonders und streng geschützten Arten 

nach § 44 BNatSchG, die der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben dienen. Zu den 

besonders geschützten Arten zählen die Tier- und Pflanzenarten nach Anhang A und B 

der Europäischen Artenschutzverordnung, Tier- und Pflanzenarten nach Anhang IV der 

FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenarten, die 

in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind. Zu den 

streng geschützten Arten gehören die Arten nach Anhang A der Europäischen Arten-

schutzverordnung, die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie sowie Tier- und 
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Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG aufgeführt 

sind. 

 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:  

1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören, 

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten, 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-

rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten 

Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.  

 

Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG weiter 

modifiziert. Darin heißt es zur Betroffenheit relevanter Arten, dass ein Verstoß gegen 

die Verbote des § 44 Abs.1 Nr. 1 und 3 BNatSchG nicht vorliegt, sofern die ökologi-

sche Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Für die Bauleitpla-

nung sind demnach die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europäischen 

Vogelarten relevant. 

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten allge-

mein und sind bei der Realisierung von Vorhaben relevant. Im Rahmen der verbindli-

chen Bauleitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der 

Realisierung der Planung entgegenstehen können und ob Vermeidungs- oder vorgezo-

gene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. Die Beurteilung der potenziell betroffe-

nen Artengruppen bzw. das Vorkommen streng geschützter Artengruppen im Plangebiet 

orientiert sich am realen Bestand und nicht an der planungsrechtlichen Situation, da die 

Realisierung des Vorhabens ausschlaggebend ist.  

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 (Tötungsverbot) 

Säugetiere 

Im Plangebiet ist ein Vorkommen von Fledermäusen eher nicht zu erwarten. Im Rah-

men einer Geländebegehung gaben die Gehölze keine Hinweise auf Spalten, Astlöcher 

und abstehender Rinde. Um einen möglichen artenschutzrechtlichen Konflikt bei der 

Durchführung der Planung zu vermeiden, sind die Bäume vor einer Rodung nochmals 

von einem Gutachter zu untersuchen. Sollten Tiere gefunden werden, sind diese fachge-

recht zu bergen, ggf. zu versorgen und an geeigneter Stelle wieder auszuwildern. Dem-

zufolge kann eine Tötung bei der Durchführung der Planung und ein Verstoß gegen die 

Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

 

Vögel 

Mit der Durchführung der Planung können auch Tötungen von Vögeln ausgeschlossen 

werden, wenn die Baufeldfreimachung außerhalb der allgemeingültigen Brut- und Setz-
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zeit (01.04. bis 15.07.) erfolgt. Weiterhin ist über eine Begehung der Bauflächen vor 

Baubeginn sicherzustellen, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen 

zerstört werden. Die Beseitigung von Gehölzen sollte außerhalb der Sperrfrist (01.03. 

bis 30.09.), gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG erfolgen. Sollte dies nicht möglich sein, 

so ist der betroffene Gehölzbestand im Plangebiet unmittelbar vor den Fällarbeiten auf 

Gehölz- bzw. Bodenbrüter zu kontrollieren. Demzufolge kann eine Tötung bei der 

Durchführung der Planung und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 

1 Nr. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten  

Auswirkungen auf das Tötungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten 

sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungsverbot) 

Säugetiere 

Das Plangebiet liegt am Siedlungsrand der Gemeinde Brockel und ist bereits durch um-

liegende bauliche Anlagen vorgeprägt. Die Ackerfläche hat kein bzw. ein sehr geringes 

Potenzial als Jagdgebiet für Fledermäuse. Deutlich wichtigere Nahrungsräume liegen 

weiter südlich der Bundesstraße in der freien Landschaft. Mit der Ausweisung von 

Wohngebieten wird sich diese Situation vor Ort hinsichtlich der Fledermäuse nicht we-

sentlich ändern. Das Plangebiet kann auch zukünftig uneingeschränkt überflogen wer-

den und beinhaltet mit den zukünftigen Hausgärten weiterhin Jagdgebiete. Die umlie-

genden Gehölzbestände bleiben vom geplanten Vorhaben unberührt und stehen auch 

weiterhin als potentiell geeignete Lebensräume zur Verfügung. Eine Störung des Erhal-

tungszustandes einer lokalen Population kann mit dem geplanten Vorhaben ausge-

schlossen werden. Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNat-

SchG ergeben sich nicht. 

 

Vögel 

Die Bebauung von landwirtschaftlichen Flächen und die Beseitigung von Gehölzbe-

ständen stellt grundsätzlich für mehrere Arten einen Verlust von potentiellen Brutstand-

orten dar. Der betroffene Acker ist jedoch bereits von Störeinwirkungen vorbelastet, 

sodass ein Vorkommen von gefährdeten Arten nicht zu erwarten ist. Auch mit der Ro-

dung von Gehölzen dürften nur Arten betroffen sein, die auch anliegend im Siedlungs-

bereich vermehrt auftreten. Mit der Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setz-

zeit werden mögliche Störungen auf ein Mindestmaß reduziert. Es wird im Plangebiet 

mit den zukünftigen Hausgärten ein ausreichendes Brutplatzangebot vorhanden sein. 

Die ökologische Funktion kann weiterhin erfüllt werden. Verbotstatbestände des § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG werden ausgeschlossen. 

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 

Auswirkungen auf das Störungsverbot weiterer besonders oder streng geschützter Arten 

sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 
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§ 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) 

Säugetiere 

Ein Nachweis von Fledermäusen konnte im Plangebiet im Rahmen einer Begehung 

nicht erbracht werden. Zudem gaben die Gehölze keine Hinweise auf Spalten, Astlöcher 

und abstehender Rinde. Dennoch ist nicht ausgeschlossen, dass bei zukünftigen Rodun-

gen von Bäumen ein potentiell geeigneter Lebensraum beeinträchtigt wird. Ein Verstoß 

gegen das Zerstörungsverbot liegt allerdings nur dann vor, wenn die ökologische Funk-

tion im räumlichen Zusammenhang nicht mehr erfüllt ist. Sollten bei zukünftigen Un-

tersuchungen Quartiere bzw. der Besatz von Fledermäusen ausgemacht werden, sind 

diese durch das Anbringen von künstlichen Nisthilfen für Fledermäuse im Plangebiet 

oder im nahen Umfeld zu kompensieren. Mit dieser Vorgehensweise kann die ökologi-

sche Funktion weiterhin gewahrt und ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgeschlossen werden.  

 

Vögel 

Die vorhandenen Gehölzstrukturen im Plangebiet eignen sich trotz ihrer Störeinwirkun-

gen für einige Arten als Brutplatz. Dies dürfte jedoch nur ubiquitäre Arten betreffen, die 

jährlich einen neuen Brutplatz errichten. Mit einer Beseitigung von Gehölzen außerhalb 

der Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07.) sowie Sperrfrist (01.03. bis 30.09.), gemäß § 

39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG können Zerstörungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

ausgeschlossen werden. Weiterhin ist über eine Begehung der Baufläche vor Baubeginn 

sicherzustellen, dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört 

werden. Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG erge-

ben sich nicht. 

 

Sonstige besonders oder streng geschützte Arten 

Auswirkungen auf Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterer besonders oder streng 

geschützter Arten sind innerhalb des Plangebietes nicht zu erwarten. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 (Beschädigung, Zerstörung und Entnahme von Pflanzen) 

Im Rahmen der vorgenommenen Biotoptypenkartierung wurde das Arteninventar vege-

tationskundlich begutachtet. Dahingehend sind keine artenschutzrechtlich relevanten 

Pflanzenvorkommen innerhalb des Plangebietes festzustellen und zu erwarten. Ein Ver-

stoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG kann derzeit nicht 

prognostiziert werden. 

 

Fazit 

Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist festzuhalten, dass mit der Umset-

zung der Planung Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG nicht zu er-

warten sind bzw. vermieden werden können.  

Als artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme ist zu beachten, dass die Baufeld-

freimachung außerhalb der allgemeingültigen Brut- und Setzzeit (01.04. bis 15.07.) er-

folgt. Weiterhin ist über eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn sicherzustellen, 

dass keine Brutplätze von Vögeln durch die Baumaßnahmen zerstört werden. Die Besei-

tigung von Gehölzen sollte außerhalb der Sperrfrist (01.03. bis 30.09.), gemäß § 39 Abs. 

5 Nr. 2 BNatSchG erfolgen. Sollte dies nicht möglich sein, so ist der betroffene Gehölz-
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bestand im Plangebiet unmittelbar vor den Fällarbeiten auf Gehölz- bzw. Bodenbrüter 

zu kontrollieren. Bei zukünftigen Rodungen von Bäumen ist der Baumbestand noch-

mals von einem Gutachter auf Besatz zu untersuchen. Bei positivem Besatz sind weitere 

Maßnahmen, wie bergen, versorgen, auswildern und das Anbringen von künstlichen 

Nisthilfen für Fledermäuse durchzuführen.  

 

Hinweis: 
Alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des §19 Abs. 2 und 3 

BNatSchG sind auf Grundlage der durchgeführten Erfassungen nicht sicher prognostizierbar. Es können nachteilige 

Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder 

Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbereich der Planung nicht bekannt ist oder die 

sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteili-

ger Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet 

werden. 

 

 

8. ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 „Pastorenkamp“ soll eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Grundlagen für eine 

bedarfsgerechte langfristige Wohngebiets- und entlang der Bundesstraße Mischgebiets-

entwicklung geschaffen werden.  

 

Der überwiegende Teil des Plangebietes wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 

Dieses gliedert sich in zwei Teilbereiche. Im WA 1 ist eine aufgelockerte Bebauung mit 

Einzel- und Doppelhäusern bei maximal einem Vollgeschoss vorgesehen, die sich an 

der vorhandenen dörflichen Siedlungsstruktur orientiert. Mindestgrundstücksgrößen von 

700 m² (Einzelhaus) bzw. 400 m² (Doppelhaushälfte) sichern ausreichende Freiflächen 

und verhindern eine zu starke Verdichtung. Im WA 2 wird eine zweigeschossige Be-

bauung ohne Begrenzung der Wohnungsanzahl ermöglicht, um auch Mehrfamilienhäu-

ser und Tiny Houses zuzulassen. Damit wird insbesondere der Bedarf an kleineren, be-

zahlbaren Wohnungen für junge Erwachsene, Alleinstehende und Senioren gedeckt. Im 

südlichen, zur B 71 hin gelegenen Bereich wird ein Mischgebiet festgesetzt, das neben 

Wohnen auch nicht störende gewerbliche Nutzungen zulässt. Die Bebauung in diesem 

Bereich dient zugleich als Lärmschutz für die dahinterliegenden Wohngebiete. Vergnü-

gungsstätten sind im Mischgebiet ausgeschlossen, um den dörflichen Charakter zu wah-

ren. 

 

Die äußere verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über eine Anbindung an 

die B 71 innerhalb der nordwestlich angrenzenden Ortsdurchfahrt. Die Straßenverkehrs-

flächen sind ausreichend groß dimensioniert, um auch durch Müllfahrzeuge befahren 

werden zu können.  

 

Aufgrund der Nähe zur B 71 wirken Verkehrslärmimmissionen auf das Plangebiet ein. 

Aktive Schallschutzmaßnahmen wie Lärmschutzwände kommen aus städtebaulichen 

Gründen nicht in Betracht. Stattdessen werden passive Schallschutzmaßnahmen an den 

Gebäuden festgesetzt, insbesondere Anforderungen an die Schalldämmung der Außen-
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bauteile sowie schallgedämmte Lüftungseinrichtungen für Schlaf- und Kinderzimmer 

im Mischgebiet. 

 

Örtliche Bauvorschriften regeln die Gestaltung der Gebäude und Grundstücke, um ein 

einheitliches und ortstypisches Erscheinungsbild sicherzustellen. Dazu gehören Vorga-

ben zur Dachneigung, zu den zulässigen Dachfarben, zu Trauf- und Sockelhöhen, zum 

Umgang mit Niederschlagswasser sowie zur Gestaltung von Einfriedungen entlang öf-

fentlicher Straßen. Diese Vorgaben orientieren sich an der vorhandenen ländlichen Bau-

struktur und tragen zur harmonischen Einbindung des neuen Baugebietes in das Orts- 

und Landschaftsbild bei. 

 

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand von Brockel, südlich der Straße „Pastoren-

kamp“ und nördlich der Bundesstraße B 71. Das Plangebiet wird nahezu ausschließlich 

landwirtschaftlich als Acker genutzt. Nördlich angrenzend befinden sich Wohngebiete 

mit einer aufgelockerten Bebauung. Beiderseits der Bundesstraße ist eine gemischte 

Bebauung aus Gewerbe und Wohnen vorhanden. Westlich und östlich grenzen land-

wirtschaftlich genutzte Ackerflächen an. Südlich grenzt die Bundesstraße (B 71) an das 

Plangebiet an. 

Insgesamt wird ein Bereich in Anspruch genommen, der aufgrund seiner Lage und 

Nutzung im Wesentlichen eine geringe Bedeutung für den Naturhaushalt aufweist. 

Erhebliche Beeinträchtigungen ergeben sich auf das Schutzgut Pflanzen durch die 

mögliche Beseitigung von Ruderalfluren und Gehölzbeständen. Mit der Versiegelung 

und Überbauung von unbebauten Flächen im Plangebiet ergeben sich zudem erhebliche 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Boden.  

Mit der Bebauung am Ortsrand sind zudem Beeinträchtigungen auf das Schutzgut 

Landschaft zu erwarten. Diese können mit Anpflanzungen von Bäumen je Baugrund-

stück sowie den örtlichen Bauvorschriften gemindert werden. 

Die weiteren genannten Beeinträchtigungen sind ebenfalls im Sinne des Naturschutzge-

setzes ausgleichbar. Sie werden außerhalb des Plangebietes auf externen Flächen voll-

ständig kompensiert. 

Nach Durchführung der Kompensationsmaßnahmen gelten die erheblichen Beeinträch-

tigungen der Schutzgüter Boden, Pflanzen und Landschaftsbild als vollständig ausgegli-

chen. 

 

Unter der Voraussetzung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind nachteili-

ge Umweltauswirkungen aufgrund der Planung als Ergebnis der Umweltprüfung nicht 

zu erwarten. 

 

 

Brockel, den ________ 

 

 

 ____________________ 

 Rolf Lüdemann 

 (Bürgermeister) 

 



49 
 

 

Stand: 08/2026 

 

 

 

ANLAGE 1:  Biotoptypenkartierung 

ANLAGE 2: Externe Ausgleichsfläche – Flst. 110/3 u. 116/4, Flur 2, Gem.  

Brockel 

ANLAGE 3:  Externe Ausgleichsfläche – Flst. 13, Flur 3, Gem. Brockel 
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